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1.1. Problemstellung und Zielsetzung 
„KMU sind das Rückgrat der Wirtschaft in der EU und tragen zur Schaffung von Wirt-
schaftswachstum und Arbeitsplätzen bei.“1 Die europäische Kommission hat es sich 
daher zum Ziel gesetzt, die Belastung für diese Unternehmensgruppe zu reduzieren. 
Im Zuge dessen wurde von der Europäischen Kommission am 26. Februar 2009 ein 
Konsultationspapier präsentiert. Darin wurden wesentliche Ideen für eine Vereinfa-
chung der EU-Rechnungslegungsrichtlinien, die besonders KMU betreffen, darge-
stellt. Dieses Konsultationspapier bildet die Grundlage der vorliegenden Diplomar-
beit. 
 
Die Konsultation betrifft insbesondere die Modernisierung und Vereinfachung der 
Vierten und Siebenten EU-Richtlinie. Die Vierte EU-Richtlinie wurde vom Rat der Eu-
ropäischen Gemeinschaften am 25. Juli 1978 erlassen. Grund war die „Koordinie-
rung der einzelstaatlichen Vorschriften über die Gliederung und den Inhalt des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts, sowie über Bewertungsmethoden und die Of-
fenlegung dieser Unterlagen, insbesondere bei der Aktiengesellschaft und der Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung.“2 In der Vierten Richtlinie sind die Bestimmun-
gen über den Einzelabschluss geregelt. Die Siebente EU-Richtlinie wurde vom Rat 
der Europäischen Gemeinschaften am 13. Juni 1983 erlassen. Grund für den Erlass 
dieser Richtlinie war die „Koordinierung der nationalen Vorschriften über den konso-
lidierten Abschluss.“3 Eine Überarbeitung dieser Richtlinien soll eine Reduktion von 
Verwaltungsaufwand speziell für kleine Unternehmen und qualitative Verbesserun-
gen für alle Unternehmen, die den Regelungen der Richtlinien unterliegen, bringen.4 
Die Konsultation war auf den Zeitraum vom 25. Februar 2009 bis 30. April 2009 be-
grenzt. Im Rahmen der Konsultation wurden den Stellungnehmenden 37 Fragen ge-
stellt. 
 
                                                 
1 Europäische Kommission, 2012a 
2 Richtlinie 78/660/EWG, Erwäggründe 
3 Richtlinie 83/349/EWG, Erwäggründe 




Obwohl es in der Zwischenzeit bereits einen Entwurf in Form einer neuen Richtlinie 
vom 25. Oktober 2011 gibt, stellt diese Konsultation einen entscheidenden Schritt in 
der Überarbeitung der Rechnungslegungsrichtlinien dar. Durch diese Konsultation 
sollten jene Punkte identifiziert werden, die einer Überarbeitung bedürfen und vor 
deren Hintergrund somit die neue Richtlinie zu sehen ist. Deshalb beschäftigt sich 
diese Diplomarbeit mit der Analyse der zu der Konsultation erhaltenen Stellungnah-
men. Ziel ist es, einen detaillierten Überblick über die Stellungnahmen zu geben und 
die Meinungen der Stellungnehmenden darzulegen. 
 
Da die Analyse der Stellungnahmen zu allen 37 Fragen zu umfangreich wäre, wer-
den in dieser Diplomarbeit die Fragen 11 – 16 und 22 – 37 behandelt. Die Auswahl 
dieser Fragen wurde aufgrund dessen getroffen, dass diese die aus Rechnungsle-
gungssicht wichtigsten inhaltlichen Aspekte behandeln. 
 
Um die zahlenbezogene Analyse leserlicher zu machen, wurden die Zahlenangaben 
in dieser Arbeit in Ziffern ausgedrückt. Ausnahmen davon sind technische Begriffe 
und übliche Phrasen, z.B. einerseits. 
 
Da aus den Stellungnahmen oftmals nicht eindeutig hervorgeht, ob die Stellungneh-
menden bei der Referenz zu den IFRS tatsächlich die IFRS oder den IFRS für KMU 
meinen, wird der Begriff IFRS in dieser Diplomarbeit sowohl für die IFRS, als auch 
für den IFRS für KMU verwendet. 
 
Wenn in den Stellungnahmen keine Originalpaginierung vorhanden war, wurden die-
se vom Autor selbst paginiert, andernfalls orientiert sich die Zitation an der dortigen 
Paginierung. 
 
1.2. Aufbau der Arbeit 
Nach einem einleitenden Kapitel, in dem das Konsultationspapier kurz vorgestellt 
und ein Überblick über die Stellungnahmen gegeben wird, folgt der Hauptteil der Ar-
beit, der in 22 Kapitel untergliedert ist. Diese sind den einzelnen ausgewerteten Fra-




Fragestellung erläutert und dann werden die Stellungnahmen je nach Verfassergrup-
pe – zur Einteilung der Verfassergruppen siehe Unterkapitel 1.4.1 – behandelt. Am 
Ende des jeweiligen Kapitels werden die Aussagen der Verfassergruppen zusam-
mengefasst. 
 
Bei Frage 11, 12, 13, 14, 16, 22, 23, 24, 27, 28, 32, 34, 35 und 36 konnte „Ja“, „Nein“ 
und „keine Angabe“ angekreuzt werden. Des Öfteren wurden diese Antwortmöglich-
keiten nicht ausgewählt, jedoch ein Kommentar abgegeben. Die Kommentare wur-
den nach Möglichkeit den Befürwortern oder Gegnern zugeordnet, nicht jedoch bei 
der Zahlenangabe für Antworten mit „Ja“ und „Nein“ mitgerechnet. In jeder Verfas-
sergruppe wird die Anzahl der Stellungnehmenden, die mit „Ja“ oder „Nein“ antwor-
ten, angegeben. Zusätzlich wird die Anzahl der Stellungnehmenden angegeben, die 
nicht mit „Ja“ oder „Nein“ geantwortet haben. Darin sind somit jene Stellungnehmen-
den enthalten, die  
- „keine Angabe“ angekreuzt und einen Kommentar, 
- „keine Angabe“ angekreuzt und keinen Kommentar, 
- nur einen Kommentar oder 
- keinen Kommentar abgegeben haben. 
 
Am Ende der Arbeit werden in einem Fazit die aus den Stellungnahmen gewonnenen 
Erkenntnisse noch einmal zusammengefasst. So soll gezeigt werden, in welchen 
Punkten eine Überarbeitung aus Sicht der Stellungnehmenden notwendig ist. 
 
1.3. Zuordnung der Fragen im Konsultationspapier zu den Kapiteln 
dieser Diplomarbeit 
Das Konsultationspapier ist in 4 Kapitel unterteilt. In Kapitel 1 werden die Anwen-
dungsbereiche der Richtlinien kurz umrissen und dargelegt, warum eine Überarbei-
tung der Richtlinien für notwendig erachtet wird. In Kapitel 2 erfolgt eine Abgrenzung 
der Inhalte des gegenständlichen Konsultationspapiers zum Vorschlag der Europäi-
schen Kommission, Kleinstbetriebe von der Anwendung der Vierten EU-Richtlinie 
auszunehmen. Weiters wird erklärt, dass die Überarbeitung klar auf die Vierte EU-
Richtlinie zielt und deren Auswirkungen auf andere Richtlinien sowie andere Rege-




den müssen.5 Kapitel 3 gibt einen Überblick über den politischen Hintergrund der 
Initiative „Bessere Rechtssetzung“.6 
 
Kapitel 4 beschäftigt sich schlussendlich mit den Vorschlägen der Europäischen 
Kommission und den Fragen an die Adressaten der Konsultation. Dabei werden Fra-
gen zu bestimmten Bereichen der Richtlinien gestellt, die den Unterkapiteln zugeord-
net sind. In der folgenden Tabelle wird dargestellt, wie diese Zuordnung erfolgt ist, 
was die Lesbarkeit dieser Arbeit erleichtern soll. Aus der Tabelle geht auch noch 
einmal hervor, welche Fragen die Grundlage für diese Arbeit bilden. 
 
                                                 
5 Vgl. Europäische Kommission, 2009, S. 4 




Abbildung 1: Zuordnung der Fragen im Konsultationspapier zu den Kapiteln dieser Diplomarbeit 
Kapitel Inhalt Fragennummer Kapitel in dieser Diplomarbeit 
Kapitel 4.1. 
Allgemeine Vorschriften – Qualitative Charakte-
ristika 
• Eigener Abschnitt für die allgemeinen Vor-
schriften in der Richtlinie Fragen 1 und 2 – 
Kapitel 4.2. 
Struktur – „bottom-up“ Ansatz 
• Regelungen zunächst für kleine Unterneh-
men und zusätzliche Anforderungen für grö-
ßere Unternehmen 
Fragen 3 und 4 – 
Kapitel 4.3. 
Mitgliedstaatenwahlrechte 
• Ausnützen der Wahlrechte durch die Mit-
gliedstaaten Fragen 5 und 6 – 
Kapitel 4.4. 
Definition der Unternehmenskategorien 
Kapitel 4.4.1. 
Kriterien und Schwellenwerte 
Kapitel 4.4.2. 
Anzahl der Kategorien 
• Beibehalten der aktuellen Kriterien (Bilanz-
summe, Umsatzerlöse und Arbeitnehmer) 
• Zusammenlegung von Kategorien Fragen 7 – 10 – 
Kapitel 4.5. 
Elemente des Jahresabschlusses 
• Anforderung zur Erstellung bestimmter Ele-
mente in Bezug auf die Größenklasse 
• Erstellung einer Kapitalflussrechnung 
Fragen 11 – 16 Kapitel 2 – 7 
Kapitel 4.6. 
Erfordernisse zur Veröffentlichung – Elektroni-
sche Einreichung/Abgabe 
• Veröffentlichung des Jahresabschlusses 
• Programme zur Einreichung des 
Jahresabschlusses  
Fragen 17 – 21 – 
Kapitel 4.7. 
Gliederung des Jahresabschlusses 
• Gliederung der Bilanz und der GuV 
• Finanzkennzahlen anstatt Bilanz und GuV Frage 22 – 28 Kapitel 8 – 14 
Kapitel 4.8. 
Anhangangaben 
• Umfang der Angaben im Anhang Frage 29 – 31 Kapitel 14 – 16 
Kapitel 4.9. 
Bewertung 
• Bewertungsmethoden Fragen 32 und 33 Kapitel 17 und 18 
Kapitel 4.10. 
Zusammenlegung der Richtlinien – Begriffe und 
Fachsprache 
• Zusammenlegung Richtlinie 
• Modernisierung der verwendeten Begrifflich-
keiten 
Fragen 34 – 36 Kapitel 19 – 21 
Kapitel 4.11. 
Zukünftige Rolle der Richtlinien – Ausblick 





1.4. Überblick über die Stellungnahmen 
1.4.1. Gruppierung der Stellungnahmen 
Ein wesentlicher Schritt für die Analyse der Stellungnahmen war die Einteilung in 
Verfassergruppen. Dazu wurde eine Tabelle mit jeweils einer Spalte für die fortlau-
fende Nummer der Stellungnahme, das Herkunftsland, den Namen des Erstellers, 
die Sprache, die Seitenanzahl und letztendlich für die Verfassergruppe erstellt. In der 
Spalte „Verfassergruppe“ wurden die Ersteller danach kategorisiert, von welchem 
Standpunkt aus die Stellungnahme abgegeben wurde bzw. wessen Interessen ver-
treten wurden. Hier ist anzumerken, dass die Stellungnahmen großteils von Interes-
senvertretungen abgegeben wurden. So vertritt z.B. die Wirtschaftskammer Öster-
reich die Interessen der österreichischen Unternehmen, und wurde daher der Ver-
fassergruppe der Abschlussersteller zugeordnet. Grund für die Spalte „Sprache“ war, 
dass einige Stellungnahmen in der Landessprache des Verfassers abgegeben wur-
den, und diese aufgrund mangelnder Auswertbarkeit bei der Analyse nicht berück-
sichtigt wurden. In dieser Arbeit wurden Stellungnahmen in englischer und deutscher 
Sprache behandelt. Es wurden schlussendlich folgende 7 Gruppen identifiziert: 
- Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, 
- Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen, 
- Standardsetter, 
- Öffentliche Stellen, 
- Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen, 
- Finanzinstitutionen und 
- Andere. 
Finanzinstitutionen wurden in einer eigenen Verfassergruppe zusammengefasst, da 
sie eine Sonderstellung unter den anderen Verfassergruppen einnehmen, da diese 
die Informationen im Jahresabschluss für Kreditentscheidungen benötigen und dies 
eine wesentlich genauere Analyse des Jahresabschlusses erfordert. In der Gruppe 
„Andere“ finden sich jene Stellungnahmen, die keiner der vorangegangenen Verfas-





1.4.2. Statistische Auswertung der Stellungnahmen 
1.4.2.1. Auswertung der abgegebenen Stellungnahmen nach Ländern 
Insgesamt wurden 102 Stellungnahmen analysiert. Die nachfolgende Abbildung zeigt 
wie viele Stellungnahmen pro Land abgegeben wurden. 
 
Abbildung 2: Anzahl der Stellungnahmen pro Land 
 
Quelle: eigene Darstellung 
 
Aus den Ländern Aserbaidschan, Griechenland, Frankreich, Litauen, Norwegen, Po-
len, Rumänien und Slowakei wurde jeweils eine Stellungnahme abgegeben, diese 
sind in obenstehender Grafik unter Sonstige berücksichtigt. Es wurden Stellungnah-
men aus 22 verschiedenen EU Mitgliedstaaten abgegeben. 2 Stellungnahmen 
stammen aus Ländern, die nicht der EU angehören (Aserbaidschan und Norwegen). 
Aus 5 Mitgliedstaaten wurden keine Stellungnahmen abgegeben (Bulgarien, Zypern, 
Estland, Lettland und Malta). Bei den 16 Stellungnahmen, die als Herkunftsbezeich-
nung EU tragen, handelt es sich um Organisationen auf EU-Ebene bzw. Organisati-
onen, die in den Ländern der EU tätig sind, wie z.B. die European Federation of  
Accountants and Auditors for small and medium-sized enterprises und die European 
Group of International Accounting Networks and Associations. Die durchschnittliche 
Anzahl der Stellungnahmen pro Land beträgt 4. Weit über dem Durchschnitt liegen 
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Ebene. Eine Liste mit den Erstellern der Stellungnahmen findet sich im Anhang die-
ser Diplomarbeit.7 
 
1.4.2.2. Auswertung der abgegebenen Stellungnahmen nach Verfassergruppen 
Die folgende Abbildung zeigt, wie viele Stellungnahmen pro Verfassergruppe abge-
geben wurden. 
 
  Abbildung 3: Stellungnahmen pro Verfassergruppe 
 
Quelle: eigene Darstellung 
 
Abbildung 3 zeigt, dass ein Großteil der Stellungnahmen auf die Verfassergruppen 
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater und Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
entfällt. Dies lässt darauf schließen, dass diese Verfassergruppen ein besonders ho-
hes Interesse haben. 
 
In der nächsten Abbildung soll nun gezeigt werden, wie viele Seiten im Rahmen der 
Stellungnahmen pro Verfassergruppe abgegeben wurden. 
 
                                                 





















Abbildung 4: Anzahl der Seiten pro Verfassergruppe 
 
Quelle: eigene Darstellung 
 
Insgesamt wurden 2.554 Seiten für die Analyse herangezogen. Aus Abbildung 4 geht 
hervor, dass auch ein Großteil der abgegebenen Seiten auf die Verfassergruppe der 
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater entfällt. Was jedoch durch diese Darstellung 
deutlich gemacht wird, ist, dass sich die Anzahl der Seiten der Abschlussersteller 
exkl. Finanzinstitutionen und der Standardsetter nicht so stark unterscheiden, wie es 
die Anzahl der abgegebenen Stellungnahmen vermuten lässt. Während die Ab-
schlussersteller exkl. Finanzinstitutionen bei 23 abgegebenen Stellungnahmen 489 
Seiten generierten, kamen die Standardsetter bei 35% weniger Stellungnahmen auf 
nur 9% weniger Seiten. Dies kann nun einerseits bedeuten, dass die Standardsetter 
eine sehr hohe Seitenanzahl, oder aber die Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutio-
nen eine sehr geringe Seitenanzahl in ihren Stellungnahmen haben. Aufschluss dar-
über soll die nächste Abbildung geben, in der die durchschnittliche Seitenanzahl pro 






















Abbildung 5: Durchschnittliche Seitenanzahl pro Stellungnahme pro Verfassergruppe 
 
Quelle: eigene Darstellung 
 
Bei einer durchschnittlichen Seitenzahl von 25 Seiten pro Stellungnahme liegen die 
Verfassergruppen Standardsetter und Öffentliche Stellen klar über dem Durchschnitt. 
Dies erklärt auch den geringen Unterschied zwischen den Gesamtseitenanzahlen 
der Standardsetter und der Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen, da die 
letzteren unter dem Druchschnitt liegen. Aus Abbildung 5 ist auch klar ersichtlich, 
dass die Finanzinstitutionen nicht nur die Verfassergruppe mit der geringsten Anzahl 
an Stellungnahmen darstellt, sondern dass auch die durchschnittliche Seitenanzahl 
für diese Verfassergruppe deutlich unter dem Durchschnitt liegt. 
 
Die Stellungnahme mit den meisten Seiten stammt aus der Verfassergruppe 
„Öffentliche Stellen“: Stellungnahme Nr. 102 mit 47 Seiten von „UK Government De-
partment for Business, Innovation and Skills“. 
 
1.4.2.3. Auswertung der abgegebenen Stellungnahmen nach beantworteten 
Fragen 
Insgesamt werden in dieser Arbeit 22 der 37 Fragen im Konsultationspapier behan-
delt. Die folgende Abbildung soll veranschaulichen, welche dieser Fragen wie oft be-
antwortet wurde. Dabei wurde die Beantwortung der Frage durch ankreuzen einer 






















Abbildung 6: Beantwortete Fragen pro Stellungnahme 
 
Quelle: eigene Darstellung 
 
Am häufigsten wurde die Frage 11 und am seltensten die Frage 15 beantwortet. Inte-
ressant dabei ist, dass beide Fragen zu dem Kapitel „Elemente des Jahresabschlus-
ses“ gehören. Auch Frage 14 wurde vergleichsweise selten beantwortet. Der Grund 
für die geringe Anzahl der Antworten zu Frage 14 und 15 dürfte darin liegen, dass 
sich diese Fragen nur an Abschlussersteller (Frage 14) und Banken und Kreditgeber 
(Frage 15) richten. 
 
Weiters ist in Bezug auf die beantworteten Fragen noch zu erwähnen, dass 13 Stel-
lungnahmen abgegeben wurden, die entweder ausschließlich einen generellen 
Kommentar enthalten oder in denen nur Fragen beantwortet wurden, die nicht Ge-
genstand dieser Arbeit sind. Wenn in diesen Stellungnahmen Kommentare den in 
dieser Diplomarbeit behandelten Fragen zugeordnet werden konnten, wurden diese 
bei den entsprechenden Kapiteln berücksichtigt. Bei der Berechnung zu oben ge-
zeigter Abbildung sind diese Stellungnahmen als Stellungnahmen mit keiner Antwort 
berücksichtigt. 































2. Vereinfachungen hinsichtlich der Elemente des Jahres-
abschlusses (Frage 11) 
2.1. Fragestellung 
Bei Frage 11 wurde den Stellungnehmenden folgende Abbildung gezeigt. 
 
Abbildung 7: Erforderliche Elemente des Jahresabschlusses nach der Vierten EU-Richtlinie 
 Small Medium Large Listed* 






Profit and loss account     
Annual report Can be exempted    
Audit report Can be exempted    
Consolidated accounts Can be exempted Can be exempted   
Cash flow analysis – – –  
Note:  Means mandatory requirement 
          *  IAS Regulation 1606/2002 
Quelle: Europäische Kommission 2009, S. 12 
 
Die Stellungnehmenden sollten dann angeben, ob sie in Bezug auf diese Tabelle 
weiteren Spielraum für eine Vereinfachung sehen, insbesondere um mittlere Unter-
nehmen von der Verpflichtung, einen Lagebericht zu erstellen, auszunehmen. Bei 
der Beantwortung dieser Frage stand „Ja“, „Nein“ und „Keine Angabe“ zur Auswahl. 
Weiters wurden die Stellungnehmenden gebeten, die Antwort zu kommentieren. 
Nachfolgend werden nun die Antworten der einzelnen Gruppen analysiert. 
 
2.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
7 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass es sich bei einem Lagebericht in der Praxis um stereotype 
Angaben ohne nützliche Information handelt und ist daher für eine Befreiung.8 1 Stel-
                                                 




lungnehmender hält es für eine gute Idee, mittlere Unternehmen von der Pflicht zur 
Aufstellung eines Lageberichts auszunehmen.9 
 
17 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Als Grund gegen eine wei-
tere Vereinfachung bzw. gegen eine Ausnahme mittlerer Unternehmen von der Er-
stellung eines Lageberichts wird die Wichtigkeit der darin enthaltenen Informationen 
genannt. Auch kann der Lagebericht ein nützliches Instrument für die Risikoabschät-
zung und für die Beurteilung der zukünftigen Entwicklung sein.10 
 
10 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
2.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
10 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Vorgeschla-
gen wird ein Wahlrecht für mittlere Unternehmen hinsichtlich der Erstellung eines 
Lageberichts.11 Bei der Beantwortung dieser Frage plädieren auch 2 der Stellung-
nehmenden dafür, die Klasse der mittleren Unternehmen aufzulassen, da die Anfor-
derungen an diese Unternehmenskategorie ähnlich der an große Unternehmen 
sind.12 
 
5 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 4 davon geben jedoch keinen 
Kommentar dazu ab. Im verbleibenden Kommentar wird es als nicht notwendig er-
achtet mittlere Unternehmen von der Erstellung eins Lageberichts auszunehmen. Es 
wird jedoch vorausgesetzt, dass eine Evaluierung der im Lagebericht enthaltenen 
Information stattfindet. Es sollte geklärt werden, ob die erforderlichen Informationen 
auch wirklich notwendig oder „nice to have“13 sind. 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
                                                 
9 Vgl. SN 67, S. 13 
10 Vgl. SN 46, S. 7 
11 Vgl. SN 2, S. 3 
12 Vgl. SN 8, S. 16; SN 47, S. 7 





5 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Sie sehen 
weitere Vereinfachungsmöglichkeiten und schlagen z.B. eine Ausnahme kleiner Un-
ternehmen von der Erstellung eines Anhangs vor.14 Weiters werden erneut ein Wahl-
recht für mittlere Unternehmen, einen Lagebericht zu erstellen, und auch die Mög-
lichkeit einer verkürzten GuV für kleine Unternehmen vorgeschlagen. 15 
 
9 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“ und geben als Grund die 
Wichtigkeit der im Lagebericht enthaltenen Information an. Auch wird die Zusammen-
legung der Kategorie der mittleren Unternehmen mit jener der großen Unternehmen 
als Möglichkeit genannt. 
 
2.5. Öffentliche Stellen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Die Stellung-
nehmenden geben an, dass die Ausnahme der mittleren Unternehmen von der Er-
stellung eines Lageberichts eine signifikante Vereinfachung bringen würde und es 
sich ohnehin um standardisierte Informationen handelt, die z.B. auch im Anhang ver-
öffentlicht werden könnten.16 
 
5 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Die Stellungnehmenden se-
hen keine weiteren Vereinfachungsmöglichkeiten bzw. befürworten eine Ausnahme 
mittlerer Unternehmen von der Erstellung eines Lageberichts nicht. Sie nennen den 
Informationsverlust als Problem. 1 Stellungnehmender spricht sich klar für die Beibe-
haltung der derzeitigen Vorschriften hinsichtlich der Elemente des Jahresabschlus-
ses aus.17 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
                                                 
14 Vgl. SN 3, S. 2; SN 10, S. 13 
15 Vgl. SN 3, S. 2; SN 10, S. 13 
16 Vgl. SN 102, S. 17 f. 




2.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender schlägt die Zusammenlegung der Kategorie der mittleren Unternehmen 
mit jener der großen Unternehmen vor.18 1 Stellungnehmender spricht sich für die 
Abschaffung der Kategorie mittlere Unternehmen aus.19 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Die Stellungnehmenden hal-
ten den Lagebericht für unerlässlich und „für das Verständnis der wirtschaftlichen 
Lage erforderlich“20. 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
2.7. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Nein“. Argumen-
tiert wird mit einem Informationsverlust in Verbindung mit der wichtigen Rolle der 
mittleren Unternehmen im wirtschaftlichen Umfeld. 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
2.8. Andere 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Ja“, schlägt aller-
dings vor, die Kategorie der mittleren Unternehmen abzuschaffen.21 
 
5 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“ und sehen keine weiteren 
Vereinfachungsmöglichkeiten bzw. sind sie nicht für den Vorschlag, mittlere Unter-
nehmen von der Erstellung eines Lageberichts auszunehmen. 
 
6 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
                                                 
18 Vgl. SN 75, S. 13 
19 Vgl. SN 5, S. 14 
20 SN 1, S. 7 





Im Großteil der zu dieser Frage abgegebenen Stellungnahmen wird kein weiterer 
Spielraum für Vereinfachung gesehen. Der Vorschlag, mittlere Unternehmen von der 
Erstellung eines Lageberichts auszunehmen, wird von der Mehrheit der Stellung-
nehmenden nicht unterstützt. Als häufiges Argument wird der Informationsverlust 
genannt. Lediglich in der Gruppe der Abschlussersteller ist eine leichte Tendenz hin 
zu einer weiteren Vereinfachung erkennbar. Weitere Vorschläge Betreffen die Zu-
sammenlegung der Kategorie der mittleren Unternehmen mit jener der großen Un-
ternehmen. In den Stellungnahmen wird auch kritisiert, dass die Angaben im Lagebe-





3. Notwendigkeit der Erstellung einer Kapitalflussrech-
nung (Frage 12) 
3.1. Fragestellung 
Bei Frage 12 wurde gefragt, ob die Erstellung einer Kapitalflussrechnung in der Vier-
ten EU-Richtlinie als Verpflichtung aufgenommen werden sollte. Die darin enthaltene 
Information werde von bestimmten Stakeholdern, z.B. von Banken, für die Kreditent-
scheidung verlangt und daher von einigen KMU ohnehin schon erstellt. Auch würde 
die Kapitalflussrechnung in vielen Fällen von moderner Software automatisch erstellt, 
womit die Erstellung keinen wesentlichen zusätzlichen Aufwand verursachen wür-
de.22 Die Stellungnehmenden konnten diese Frage mit „Ja“, „Nein“ und „keine Anga-
be“ beantworten und wurden bei Beantwortung mit „Ja“ zusätzlich noch gefragt, für 
welche Unternehmenskategorien die Erstellung verpflichtend sein sollte. 
 
3.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
19 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“ und geben 
zum Großteil an, dass solch eine Verpflichtung für mittlere und große Unternehmen, 
nicht jedoch für kleine Unternehmen gelten sollte. Als Grund wird etwa ein hoher In-
formationsgewinn ohne wesentlichen zusätzlichen Aufwand seitens der Abschlusser-
steller genannt. 
 
6 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Als Argument gegen eine 
Verpflichtung eine Kapitalflussrechnung aufzustellen, wird erhöhter Rechnungsle-
gungsaufwand genannt. Auch könnte die Kapitalflussrechnung je nach Bedarf freiwil-
lig erstellt werden.23 Weiters sollte die Verpflichtung nur für börsennotierte Unter-
nehmen gelten.24 
 
9 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass diese Entscheidung den Standardsettern überlassen wer-
den sollte, um den Grad an Detaillierung in der Richtlinie gering zu halten.25 
                                                 
22 Vgl. Europäische Kommission, 2009, S. 13 
23 Vgl. SN 24, S. 5 
24 Vgl. SN 27, S.16 




3.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
9 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Die Verpflich-
tung sollte für mittlere und große Unternehmen gelten. Die Kapitalflussrechnung hilft 
den Adressaten zu beurteilen, wie Unternehmen Zahlungsmittel erwirtschaften. Die 
Kapitalflussrechnung könnte nach der indirekten Methode erstellt werden, was auch 
von externen Nutzern von Jahresabschlüssen aufgrund der veröffentlichten Ab-
schlüsse erfolgen kann. Dadurch entsteht den Unternehmen kein zusätzlicher Auf-
wand. Die Belgische Bilanzzentrale errechnet beispielsweise die Kapitalflussrech-
nung anhand der Zahlenangaben in den veröffentlichten Abschlüssen. Große Unter-
nehmen sollten in moderne Software investieren, die eine Kapitalflussrechnung er-
stellt, um diese dann im Jahresabschluss auszuweisen.26 
 
6 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Als Gründe werden erhöhter 
Aufwand und zusätzliche Kosten genannt. Eine zusätzliche Verpflichtung zur Erstel-
lung einer Kapitalflussrechnung würde auch im Widerspruch zu einer Vereinfachung 
stehen.27 
 
9 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
3.4. Standardsetter 
12 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Wieder wird 
mehrmals die Verpflichtung zur Erstellung einer Kapitalflussrechnung für mittlere und 
große Unternehmen und ein Wahlrecht für kleine Unternehmen vorgeschlagen. 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Als Argument werden die 
zusätzlichen Kosten, besonders für kleine Unternehmen, angegeben. 
 
3.5. Öffentliche Stellen 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender betont den Vorteil einer Kapitalflussrechnung als zusätzliche Informati-
onsquelle. Die Kapitalflussrechnung könnte von moderner Software automatisch er-
                                                 
26 Vgl. SN 8, S. 17 




stellt werden, wodurch kein zusätzlicher Aufwand für Unternehmen entsteht.28 In Be-
zug auf die Größenklasse sollte die Verpflichtung für mittlere und große Unterneh-
men Gültigkeit haben. 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Als Grund werden zusätzli-
cher Aufwand bzw. zusätzliche Kosten genannt, die aus der Umstellung von Compu-
terprogrammen zur Rechnungslegung resultieren. Weiters wird erwähnt, dass die 
Erstellung einer Kapitalflussrechnung ohnedies nach der indirekten Methode anhand 
der veröffentlichten Jahresabschlüsse möglich ist. 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“ und empfiehlt 
die Aufnahme der Pflicht zur Erstellung einer Kapitalflussrechnung in die Richtlinie 
nur für große Unternehmen.29 
 
3.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Es wird eben-
so erwähnt, dass mit der Erstellung einer Kapitalflussrechnung kein zusätzlicher 
Aufwand verbunden ist, da diese standardmäßig von Rechnungslegungssoftware 
erstellt werden kann.30 Weiters gebe die Kapitalflussrechnung Aufschluss darüber, 
wie Zahlungsmittel erwirtschaftet werden.31 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender gibt im Kommentar dazu an, dass es in Bezug auf die Transparenz eine 
gute Idee für große Unternehmen wäre, mit einem Wahlrecht für kleine Unterneh-
men.32 Daraus lässt sich auf eine grundsätzliche Befürwortung schließen. 
 
3.7. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Nein“ und geben 
an, dass dies den Unternehmen selbst überlassen werden sollte. 
                                                 
28 Vgl. SN 66, S. 5 
29 Vgl. SN 89, S. 3 
30 Vgl. SN 1, S. 7 
31 Vgl. SN 5, S. 15 




1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
3.8. Andere 
4 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Die Stellung-
nehmenden halten die Pflicht zur Erstellung jedoch nur für große Unternehmen für 
angemessen. Es wird auch erneut auf die Berechnung nach der indirekten Methode 
und auf das Vorhandensein von entsprechender Software, mit der die Erstellung kei-
nen zusätzlichen Aufwand verursacht, hingewiesen. 1 Stellungnehmender sieht die 
Kapitalflussrechnung als nützlich für Managemententscheidungen und externe Ana-
lysen an. Die Kapitalflussrechnung würde auch die Informationsqualität in den Jah-
resabschlüssen erhöhen, sollte jedoch nur für große Unternehmen vorgeschrieben 
werden.33 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“ und begründet dies mit erhöh-
ten Kosten, die den Nutzen nicht überwiegen.34 
 
6 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
3.9. Zusammenfassung 
Ein überwiegender Teil spricht sich für die Pflicht zur Erstellung einer Kapitalfluss-
rechnung aus. Dies aber nur für mittlere und große Unternehmen, da eine Erstellung 
für kleine Unternehmen mit zu viel Aufwand verbunden wäre. Es wird auch erwähnt, 
dass die Berechnung nach der indirekten Methode mit weniger Aufwand verbunden 
ist und moderne Software die Erstellung wesentlich vereinfacht. Als Gegenargument 
werden etwa erhöhter Aufwand in Verbindung mit der Erstellung und erhöhte Kosten 
für neue Software genannt. 
 
                                                 
33 Vgl. SN 17, S. 4 




4. Verankerung einer Mindestgliederung für eine Kapital-
flussrechnung (Frage 13) 
4.1. Fragestellung 
Frage 13 beschäftigt sich mit der Gliederung der Kapitalflussrechnung. Es wurde ge-
fragt, ob in der Richtlinie eine Mindestgliederung vorgesehen sein sollte. Als Beispiel 
wird die Gliederung in Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit, der Investiti-
onstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit vorgeschlagen. Wiederum konnte die 
Frage mit „Ja“, „Nein“ oder „keine Angabe“ beantwortet werden. Zusätzlich wurden 
die Stellungnehmenden gebeten, einen Kommentar abzugeben. 
 
4.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
23 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Ein Großteil 
der Stellungnehmenden gibt an, dass eine Gliederung vorgegeben werden sollte. 
Dabei wird des Öfteren vorgeschlagen, sich an den Regelungen des IAS 7 zu orien-
tieren. Eine bestimmte Gliederung hätte auch den Vorteil der besseren Vergleichbar-
keit.35 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass dies auf nationaler Ebene geregelt werden sollte.36 1 Stellungnehmender merkt 
an, dass eine Gliederung nützlich wäre, jedoch sollte eine Kapitalflussrechnung nur 
von börsennotierten Unternehmen verlangt werden. Daher ist eine Gliederung in der 
Richtlinie nicht notwendig.37 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 4 Stellung-
nehmende sprechen sich für eine Gliederung aus. 2 Stellungnehmende geben an, 
dass die Gliederung auf nationaler Ebene geregelt werden sollte.38 
 
                                                 
35 Vgl. SN 24, S. 12 
36 Vgl. SN 65, S. 5 
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4.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
12 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Als Argu-
ment wird auch hier bessere Vergleichbarkeit genannt. In einer Stellungnahme wird 
die Abstimmung mit dem IAS 7 vorgeschlagen.39 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“, geben jedoch keinen weite-
ren Kommentar dazu ab. 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
4.4. Standardsetter 
12 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Die Stellung-
nehmenden halten die vorgeschlagenen Gliederungspunkte für angemessen. Auch 
hier wird auf die bessere Vergleichbarkeit einer vorgegebenen Gliederung hingewie-
sen und eine Abstimmung mit dem IAS 7 empfohlen. 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“ und geben an, dass eine 
Gliederung auf nationaler Ebene geregelt werden sollte. In der Richtlinie sollte nur 
die generelle Pflicht zur Erstellung enthalten sein.40 
 
4.5. Öffentliche Stellen 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Wieder wird 
die bessere Vergleichbarkeit als Begründung angegeben und auf den IAS 7 verwie-
sen. Die italienische Börse schlägt in ihrer Stellungnahme folgende Gliederung, die 
für mittlere Unternehmen angemessen sein könnte, vor: 
 
„+/- Cash flow from operating activities (A): 
• Profit before tax 
• Depreciation and amortisation 
• Net interest 
• Income taxes paid 
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• Changes in net working capital 
+/- Cash flow from investing activities (B): 
• Net Investments 
• Changes in financial assets 
• Dividends received 
+/- Cash flow from financing activities (C): 
• Changes in debt 
• Dividends paid 
• Increase/Decrease in capital 
= Change in cash and cash equivalents (A + B + C)“ 41 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“, gibt jedoch keinen weiteren 
Kommentar ab. 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender spricht sich gegen eine Pflicht zur Erstellung einer Kapitalflussrechnung 
aus und begründet dies mit zusätzlichem Aufwand. Wenn jedoch eine Pflicht zur Er-
stellung einer Kapitalflussrechnung für eine Größenklasse eingeführt wird, sollten die 
Bestimmungen mit denen der IFRS abgeglichen werden.42 
 
4.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
4 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nehmende nennen als Argument eine Verbesserung der Vergleichbarkeit.43 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
4.7. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Die Stellung-
nehmenden empfehlen eine Abstimmung mit dem IAS 7. 
                                                 
41 SN 66, S. 5 
42 Vgl. SN 102, S. 19 




1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“, gibt jedoch keinen weiteren 
Kommentar ab. 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
4.8. Andere 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“, geben dazu 
jedoch keinen weiteren Kommentar ab. 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“ und merkt an, dass den Un-
ternehmen in dieser Hinsicht Spielraum gelassen werden sollte, um eine angemes-
sene Gliederung zu wählen.44 
 
9 Stellungnehmende beantworten die Fragen nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 2 Stellung-
nehmende geben an, dass die Kapitalflussrechnung durch eine vorgegebene Gliede-
rung leichter mit anderen verglichen werden kann.45 
 
4.9. Zusammenfassung 
Der Frage, ob eine Gliederung vorgegeben werden sollte, wurde durch alle Gruppen 
großer Zuspruch erteilt. Besonders oft wurde die bessere Vergleichbarkeit als Argu-
ment für eine vorgegebene Gliederung genannt. Jedoch wurde auch des Öfteren 
angemerkt, die Gliederung sollte auf nationaler Ebene geregelt werden. In mehreren 
Stellungnahmen wird eine Abstimmung mit dem IAS 7 empfohlen. 
                                                 
44 Vgl. SN 79, S. 2 




5. Aufwand in der Verbindung mit der Erstellung einer Ka-
pitalflussrechnung (Frage 14) 
5.1. Fragestellung 
Frage 14 ist an Ersteller von Jahresabschlüssen gerichtet und hat 2 Teile. Im ersten 
Teil wurde gefragt, ob in den vergangenen Jahren eine Kapitalflussrechnung erstellt 
wurde, mit den Antwortmöglichkeiten „Ja“, „Nein“ und „keine Angabe“. Dazu sollte 
auch wieder ein Kommentar abgegeben werden. 
 
Im zweiten Teil der Frage sollten die Stellungnehmenden angeben, wie belastend 
eine Kapitalflussrechnung für Unternehmen ist bzw. wäre. Dies konnte mit „nicht be-
lastend“, „hohe Belastung“ und „keine Angabe“ beantwortet werden. Zusätzlich war 
die Frage gestellt, ob die Belastung berechnet werden kann (in Euro oder in Prozent 
des Umsatzes). 
 
5.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
4 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender erklärt, nur für mittlere Unternehmen eine Kapitalflussrechnung erstellt zu 
haben und gibt an, dass dies „nicht belastend“ sei, da die Kapitalflussrechnung durch 
eine Software erstellt wird und es daher auch nicht möglich ist den Aufwand zu bezif-
fern.46 4 Stellungnehmende geben an, dass die Erstellung der Kapitalflussrechnung 
„nicht belastend“ ist. 
 
30 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
5.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender erklärt, dass eine verkürzte Kapitalflussrechnung erstellt wurde, wenn ein 
Überblick über die finanzielle Lage verlangt wurde. In Bezug auf den zweiten Teil der 
Frage gab der Stellungnehmende an, dass es für das Unternehmen „nicht belastend“ 
                                                 




sei, eine Kapitalflussrechnung zu erstellen, jedoch für den Wirtschaftsprüfer eine 
„hohe Belastung“ darstellt, diese zu prüfen. 47  
 
2 Stellungnehmende geben bzgl. Teil 2 der Frage „sehr belastend“ an. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass die Erstellung einer Kapitalflussrechnung als erhebliche 
Belastung empfunden wird.48 
 
19 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“ und geben 
auch keinen Kommentar zu Teil 2 der Frage ab. 
 
5.4. Standardsetter 
Kein Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage. 
 
5.5. Öffentliche Stellen 
Kein Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage. 
 
5.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Nein“ und Teil 2 
mit „keine Angabe“, kommentiert dies aber nicht näher.  
 
1 Stellungnehmender beantwortet Teil 2 der Frage mit „nicht belastend“ und gibt an, 
dass große Unternehmen ohnedies schon eine Kapitalflussrechnung erstellen, zu-
sätzlich könnte die Kapitalflussrechnung im konkreten Fall auch von der Belgischen 
Bilanzzentrale auf Grundlage der veröffentlichten Jahresabschlüsse erstellt werden. 
Daher kann eine Kapitalflussrechnung nach der indirekten Methode auch für kleine 
Unternehmen erstellt werden.49 
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
                                                 
47 Vgl. SN 22, S. 14 
48 Vgl. SN 13, S. 15 





Kein Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage. 
 
5.8. Andere 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben an, dass die Erstellung einer Kapital-
flussrechnung „nicht belastend“ ist. 1 Stellungnehmender kommentiert dies damit, 
dass die benötigten Informationen im Jahresabschluss enthalten sind und die Kapi-
talflussrechnung daher nach der indirekten Methode erstellt werden kann, wie dies 
auch von der Belgischen Bilanzzentrale gemacht wird.50 
 
10 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“ und geben 
auch keinen Kommentar zu Teil 2 der Frage ab. 
 
5.9. Zusammenfassung 
Es gibt nur wenige Stellungnahmen, in denen diese Frage beantwortet wurde. Es 
kann keine klare Tendenz erkannt werden, ob das Erstellen einer Kapitalflussrech-
nung eine große Belastung für Unternehmen darstellt, da dies unterschiedlich be-
antwortet wurde. Die höchste Antwortquote sollte von der Verfassergruppe der Ab-
schlussersteller erwartet werden, was jedoch nicht der Fall ist. Der Grund könnte da-
rin liegen, dass der Großteil der Stellungnahmen von Interessenvertretungen abge-
geben wurde, wie schon in Kapitel 1 dieser Diplomarbeit erläutert.  
 
                                                 





6. Nutzen einer Kapitalflussrechnung (Frage 15) 
6.1. Fragestellung 
In Frage 15 wurden Banken und Kreditgeber gefragt, wie nützlich die Erstellung einer 
Kapitalflussrechnung wäre. Es konnte mit „sehr nützlich“, „nicht nützlich“ und „keine 
Angabe“ geantwortet werden. 
 
Aufgrund der geringen Anzahl an Stellungnahmen in denen diese Frage beantwortet 
wurde, wird auf die übliche Gliederung in Gruppen verzichtet. 
 
6.2. Stellungnahmen 
7 Stellungnehmende haben die Frage behandelt. 
 
3 Stellungnehmende haben mit „sehr nützlich“ geantwortet: 
- Wirtschaftskammer Österreich, 
- Febelfin, ein belgischer Dachverband für den Finanzsektor und 
- Deutsche Bundesbank. 
4 Stellungnehmende haben mit „keine Angabe“ geantwortet: 
- Chamber of Auditors of the Azerbaijan Republic, 
- Czech Chamber of Commerce, 
- Confederation of German Trade Unions und 
- SES SA. 
Da bei dieser Frage auch kein Kommentar verlangt wurde, können keine weiteren 






7. Verpflichtung zur Erstellung einer Kapitalflussrechnung 
(Frage 16) 
7.1. Fragestellung 
In Frage 16 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob es in den nationalen Geset-
zen derzeit vorgesehen ist, eine Kapitalflussrechnung zu erstellen. Da die Untertei-
lung in Gruppen hier keinen Sinn macht, weil die Fragen nicht nach Gruppen ausge-
wertet werden können, erfolgt eine Auswertung nach Ländern. 
 
7.2. Stellungnahmen 
In den Stellungnahmen wird angegeben, dass die Erstellung einer Kapitalflussrech-
nung für mittlere und große Unternehmen in Dänemark, Spanien, Finnland, Ungarn, 
Irland, Litauen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowenien, Slowakei und Vereinig-
tes Königreich verpflichtend ist. 
 
Gemäß den Stellungnahmen aus Österreich und Deutschland ist die Erstellung einer 
Kapitalflussrechnung für den Konzernabschluss vorgesehen. 
 
Stellungnehmende folgender Länder geben an, in den jeweiligen nationalen Geset-
zen keine Verpflichtung vorzusehen: Belgien, Italien, Luxemburg, Niederlande und 
Polen. In Italien ist die Erstellung einer Kapitalflussrechnung empfohlen, jedoch nicht 
für kleine Unternehmen. 
 
In den Stellungnahmen aus der Tschechischen Republik wurde die Frage mit „Ja“ 
beantwortet, im Kommentar wurde jedoch angegeben, dass ein Wahlrecht, eine Ka-
pitalflussrechnung zu erstellen, besteht.51 
 
In der Stellungnahme aus Aserbaidschan wird die Frage mit „Ja“ beantwortet. 
 
Unter den Stellungnahmen die zu der gegenständlichen Konsultation abgegeben 
wurden, enthalten jene aus den folgenden Ländern keine Angaben: Griechenland, 
Frankreich und Norwegen. 
                                                 





8. Einheitliche Gliederung für die Bilanz und die Gewinn- 
und Verlustrechnung (Frage 22) 
8.1. Fragestellung 
In Frage 22 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob in der Richtlinie eine Gliede-
rung für die Bilanz und die GuV vorgegeben sein sollte. Es konnte mit „Ja“, „Nein“ 
und „keine Angabe“ geantwortet werden, zusätzlich wurde gebeten, die Antwort zu 
kommentieren. 
 
8.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
17 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Kommentiert 
wird dies am Häufigsten mit einer besseren Vergleichbarkeit der Jahresabschlüsse. 
Die Gliederungen sollten jedoch ein gewisses Maß an Flexibilität bieten und nicht in 
Konflikt mit den IFRS stehen. In 2 Stellungnahmen spricht man sich klar dafür aus, 
die bestehenden Gliederungen beizubehalten. 1 Stellungnehmender sieht gerade in 
den vorgegebenen Gliederungen einen Vorteil gegenüber den IFRS, da die detaillier-
te Gliederung die Vergleichbarkeit für Stakeholder erhöht.52 In einer weiteren Stel-
lungnahme findet sich der Vorschlag, die Gliederung zu verwenden, die auch in den 
IFRS verwendet wird.53 
 
7 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 2 davon sind der Meinung, 
dass eine Mindestgliederung vorgegeben sein sollte, die nur bestimmte Posten an-
gibt, die ausgewiesen werden sollten. Dadurch bliebe ein gewisses Maß an Ver-
gleichbarkeit erhalten, es wäre aber auch Flexibilität gegeben.54 1 Stellungnehmen-
der gibt an, dass es größtmöglicher Flexibilität bedarf, um auf Entwicklungen in der 
Rechnungslegungspraxis und im Standardsetting reagieren zu können.55 
 
10 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
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8.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
11 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Als Hauptar-
gument wird die bessere Vergleichbarkeit genannt. 2 Stellungnehmende geben an, 
dass die Anforderungen nicht für alle Branchen gleich sein sollten, z.B. wird eine in-
dividuelle Gliederung für Finanzinstitute vorgeschlagen.56 In 2 Stellungnahmen wird 
erwähnt, dass durch die Verwendung der XBRL-Technologie in Verbindung mit einer 
einheitlichen Gliederung mehr Flexibilität gegeben ist, da auch die Bezeichnung der 
Posten einheitlich ist.57  
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“, kommentieren ihre Antwort 
jedoch nicht. 
 
10 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. In 1 Stel-
lungnahme wird angegeben, dass die Gliederung vereinfacht werden sollte und le-
diglich Empfehlungen zur Gliederung vorgegeben werden sollten.58 
 
8.4. Standardsetter 
10 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Als Hauptar-
gument wird die bessere Vergleichbarkeit genannt. 2 Stellungnehmende geben an, 
die Gliederung sollte nur grundlegende Elemente enthalten, um eine Anpassung für 
bestimmte Branchen zu erlauben.59 1 Stellungnehmender sieht die Vorgabe einer 
Gliederung als Vorteil gegenüber den IFRS, da durch das Fehlen einer Gliederung 
die Vergleichbarkeit in Frage gestellt ist.60 
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Alle 4 Stellungnehmende 
geben an, dass die Richtlinie nur Grundelemente enthalten sollte, und 2 meinen da-
zu, die detaillierten Anforderungen sollten auf nationaler Ebene geregelt sein. 
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8.5. Öffentliche Stellen 
4 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Als Argument 
werden Vergleichbarkeit und Transparenz genannt. Zusätzlich könnte eine einheitli-
che Gliederung besser mit Software zur Rechnungslegung abgestimmt werden, was 
die Erstellung von Jahresabschlüssen vereinfachen würde.61 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass keine Veränderungen zur derzeitigen Regelung notwendig sind.62 In der 2. Stel-
lungnahme wird angegeben, dass es besonders für kleine Unternehmen keine vor-
gegebene Gliederung geben sollte. Einige Mitgliedstaaten würden es jedoch effizien-
ter finden, wenn alle Unternehmen innerhalb einer Klasse dieselbe Gliederung ver-
wendeten. Dies würde auch die elektronische Erstellung von Jahresabschlüssen 
vereinfachen.63 
 
3 Stellungnehmende beantworten diese Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nahme enthält die Antwort „keine Angabe“ mit der Begründung, dass es zu viele Un-
terschiede im Zusammenhang mit der Rechnungslegung und den gesetzlichen Best-
immungen in den Mitgliedstaaten gibt.64 
 
8.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. In 3 Kommen-
taren wird erhöhte Vergleichbarkeit durch eine vorgegebene Gliederung angegeben. 
1 Stellungnahme enthält die Angabe, dass der Jahresabschluss durch eine Einheitli-
che Gliederung leichter zu verstehen und zu verarbeiten wäre. 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
8.7. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 davon ar-
gumentieren dies mit besserer Vergleichbarkeit.  
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63 Vgl. SN 102, S. 23 




2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. In 1 Kommen-
tar wird angegeben, dass die Gliederung für die Vergleichbarkeit hilfreich wäre, es 
wird darin jedoch ein Konflikt mit den IFRS gesehen.65 
 
8.8. Andere 
4 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nahmen enthalten einen Kommentar dazu, in dem bessere Vergleichbarkeit als Be-
gründung angeführt wird. Zusätzlich wird in 1 Stellungnahme angegeben, dass eine 
vorgegebene Gliederung Transparenz, Klarheit und Rechtssicherheit schafft.66 Eine 
Gliederung in Verbindung mit der XBRL-Technologie würde zu mehr Flexibilität füh-
ren.67 
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Von 2 Stellungnehmenden 
wird dies mit Branchenunterschieden begründet. Eine vorgegebene Gliederung ließe 
den Unternehmen nicht genug Spielraum um die Unternehmensaktivitäten widerzu-
spiegeln und könne nicht passend für alle Unternehmenstypen sein.68 
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
8.9. Zusammenfassung 
Die Mehrheit der Stellungnehmenden beantwortet die Frage mit „Ja“. Besonders 
deutlich geht dies in den Gruppen Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, Standardset-
ter und Abschlussadressaten hervor.  
 
Als Hauptargument wird angegeben, dass Jahresabschlüsse durch eine einheitliche 
Gliederung leichter miteinander verglichen werden können, was besonders für Ab-
schlussadressaten ein Grund für eine Antwort mit „Ja“ gewesen sein dürfte. Öfters 
erwähnt wurde auch der Vorteil dadurch gegenüber den IFRS. Aus den Stellung-
nahmen geht auch hervor, dass die Gliederungen von Software zur Erstellung von 
Jahresabschlüssen unterstützt werden. Von einigen Stellungnehmenden wird auch 
                                                 
65 Vgl. SN 23, S. 7 
66 Vgl. SN 25, S. 16 
67 Vgl. SN 6, S. 23 




eine Mindestgliederung gefordert, die es erlaubt detaillierte Bestimmungen auf natio-





9. Reduktion der bestehenden Gliederungsmöglichkeiten 
für die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung 
(Frage 23) 
9.1. Fragestellung 
In Frage 23 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob die Anzahl der Gliede-
rungsmöglichkeiten reduziert werden sollte. Es konnte mit „Ja“, „Nein“ und „keine 
Angabe“ geantwortet werden und wenn die Antwort „Ja“ lautet, sollte angegeben 
werden, welche Gliederung bestehen bleiben sollte. 
 
9.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
14 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Die Kom-
mentare dazu sind sehr unterschiedlich. 2 Stellungnehmende geben an, dass die 
Gliederung der IFRS angewendet werden sollte.69 2 Stellungnehmende geben an, es 
sollte nur 1 Gliederung geben, dabei werden die Gliederungen in Art. 9 und 10 je von 
1 Stellungnehmenden empfohlen.70 In Bezug auf die GuV äußern sich 3 Stellung-
nehmende für die Beibehaltung der Gliederung in Art. 25 (Umsatzkostenverfahren). 1 
Stellungnehmender begründet dies damit, dass diese einfacher ist und häufiger An-
wendung findet.71 3 Stellungnehmende geben an, dass in der Richtlinie nur allge-
meine Informationen zur Gliederung der Bilanz und der GuV sein sollten und detail-
lierte Regelungen den Standardsettern überlassen sein sollten.72 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass durch mehrere Gliederungsmöglichkeiten ein höheres Maß an Flexibilität gege-
ben ist.73 In einer weiteren Stellungnahme wird die Antwort „Nein“ damit begründet, 
dass durch eine Reduktion der Gliederungen kein zusätzlicher Nutzen entsteht, bzw. 
sich der nötige Aufwand zur Erstellung des Jahresabschlusses nicht verringern wür-
de.74 
 
                                                 
69 Vgl. SN 40, S. 19; SN 62, S. 19 
70 Vgl. SN 52, S. 7; SN 87, 20 
71 Vgl. SN 52, S. 7 
72 Vgl. SN 36, S. 4; SN 46, S. 10; SN 87, S. 20 
73 Vgl. SN 27, S. 21 




12 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
9.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
10 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 3 Stellung-
nehmende geben an, dass für die Bilanz nur 1 Gliederung sowie die Möglichkeit, ei-
ne verkürzte Bilanz zu erstellen, bestehen bleiben sollte; für die GuV sollten 2 Glie-
derungen bestehen bleiben.75 3 Stellungnehmende sprechen sich für eine Abschaf-
fung der Gliederungsmöglichkeiten aus, sind jedoch für die Beibehaltung einer Min-
destgliederung z.B. in Form von Art. 11.76 1 Stellungnehmender ist für die Beibehal-
tung der Art. 9, 10, 10a, 22, 23 und 25, gibt aber an, dass für eine endgültige Ent-
scheidung diesbezüglich weitere Studien nötig sind.77 
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Die Antwort wird nur von ei-
nem Stellungnehmenden kommentiert. Dieser gibt an, dass die Gliederungen die 
verschiedenen Rechnungslegungspraktiken der Mitgliedsstaaten abdecken. Eine 
Reduktion würde vor allem Schwierigkeiten für jene Unternehmen verursachen, die 
gerade jene Gliederung anwendet, die abgeschafft werden soll.78 
 
10 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
9.4. Standardsetter 
8 Stellungnehmende aus dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nehmende geben an, dass 2 Gliederungen für die Bilanz und 2 Gliederungen für die 
GuV erhalten bleiben sollten.79 Durch die Reduktion würde auch die Vergleichbarkeit 
verbessert. 2 Stellungnehmende wollen lediglich die Aufrechterhaltung 1 Gliederung 
für die Bilanz und bevorzugen die Gliederung in Art. 9.80  
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Dazu wird kein weiterer 
Kommentar abgegeben. 
                                                 
75 Vgl. SN 2, S. 7; SN 8, S. 24; SN 47, S. 11 
76 Vgl. SN 11, S. 19; SN 13, S. 19; SN 28, S. 7 
77 Vgl. SN 29, S. 20 
78 Vgl. SN 59, S. 7 
79 Vgl. SN 69, S. 19; SN 86, S. 19 




2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
9.5. Öffentliche Stellen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Dies wird nur 
von 1 Stellungnehmender kommentiert. Für die Bilanz sollte es eine Gliederung und 
die Möglichkeit, eine verkürzte Bilanz zu erstellen, geben. Für die GuV sollte es 
ebenfalls nur eine Gliederung geben.81 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Nur 1 Stellungnehmender 
kommentiert seine Antwort. Es wird angegeben, dass in verschiedenen Mitgliedstaa-
ten auch unterschiedliche Gliederungen etabliert sind und diese flexibel genutzt wer-
den. Aus diesem Grund wäre die Reduktion der Gliederungen ein Rückschritt. Wei-
ters wird vorgeschlagen, auf ein Listensystem ähnlich der Darstellung in den IFRS 
überzugehen, das es den Mitgliedstaaten ermöglichen würde, die bestehenden Glie-
derungen weiter zu verwenden. Bei solch einem Listensystem hätten Unternehmen, 
die Positionen haben, welche in dieser Liste angegeben sind, diese auch auszuwei-
sen. Der Vorschlag wäre auch mit dem Konzept einer Mindestgliederung vereinbar.82 
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
9.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Die Stellung-
nehmenden empfehlen eine „vollständige“ Gliederung und eine verkürzte Gliederung 
nur für kleine Unternehmen, jeweils für Bilanz und GuV.83 Weiters sollten die Gliede-
rungen in Art. 9 für die Bilanz und Art. 24 für die GuV beibehalten werden.84 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“, gibt dazu aber keinen weite-
ren Kommentar ab. 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
                                                 
81 Vgl. SN 38, S. 19 
82 Vgl. SN 102, S. 24 
83 Vgl. SN 5, S.20 





1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Ja“. Es wird je-
doch kein Kommentar dazu abgegeben. 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 2 Stellung-
nehmende geben an, dass die Reduktion der Gliederungen einerseits die Jahresab-
schlüsse besser vergleichbar machen würde, andererseits seien die Nutzer der Jah-
resabschlüsse mit den bestehenden Gliederungen vertraut. Weiters würde die Re-
duktion der Gliederungen zu administrativen Kosten führen, da Banken ihre Analy-
semethoden entsprechend anpassen müssten.85 
 
9.8. Andere 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Ja“. Demnach soll-
te es 2 Gliederungen für die Bilanz geben, 1 „vollständige“ Gliederung für große Un-
ternehmen und 1 verkürzte Gliederung für kleine Unternehmen. Eine solche Auftei-
lung wäre auch in Bezug auf die GuV ausreichend.86 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. Die Antwort wird nicht kom-
mentiert. 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass es nicht wahrscheinlich ist, dass 1 Gliederung passend für 
alle Unternehmenstypen ist. Die Wahl der Gliederung sollte dadurch bestimmt wer-
den, welche Art für Anteilseigner den größten Nutzen bringt, um die Entwicklung und 
finanzielle Lage des Unternehmens beurteilen zu können. Deshalb sollte die Anzahl 
der Gliederungen nicht reduziert werden.87 
 
9.9. Zusammenfassung 
Die Mehrheit der Stellungnehmenden ist für eine Reduktion der Gliederungen. Be-
sonders deutlich kann dies in den Gruppen Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, Ab-
                                                 
85 Vgl. SN 23, S. 7; SN 42, S. 8 
86 Vgl. SN 6, S. 23 




schlussersteller und Standardsetter gesehen werden. In den Gruppen der öffentli-
chen Stellen und Andere wurde die Frage öfter mit „Nein“ beantwortet als mit „Ja“. In 
diesen Gruppen ist jedoch auch der Anteil derer größer, die nicht mit „Ja“ oder „Nein“ 
geantwortet haben. Mehrere Stellungnehmende geben an, dass die Gliederung in 
Art. 9 für die Bilanz erhalten bleiben sollte. Weiters sollte jedenfalls eine Mindestglie-
derung erhalten bleiben. Als zentrales Argument, die Gliederungen beizubehalten, 
wurde angeführt, dass diese schon etabliert sind und sowohl Ersteller als auch Nut-





10. Verankerung einer Mindestgliederung für die Bilanz 
und die Gewinn- und Verlustrechnung (Frage 24) 
10.1. Fragestellung 
In Frage 24 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob es ausreichend wäre, eine 
Mindestgliederung für die Bilanz und die GuV anzugeben. Es konnte mit „Ja“, „Nein“ 
und „keine Angabe“ geantwortet werden. Wenn „Ja“ als Antwort gegeben wurde, soll-
ten die Stellungnehmenden die Elemente einer solchen Mindestgliederung nennen. 
 
10.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
16 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 4 Stellung-
nehmende verweisen hier auf Regelungen in den IFRS.88 4 Stellungnehmende ge-
ben an, dass eine Mindestgliederung nur bestimmte Posten beinhalten sollte, die für 
jede Unternehmensgröße bestimmt werden könnten, wobei Detailregelungen den 
nationalen Standardsettern überlassen werden sollten.89 1 Stellungnehmender emp-
fiehlt eine Mindestgliederung entsprechend Art. 11 (in Verbindung mit Art. 9 und 10) 
und Art. 27 (in Verbindung mit Art. 23 – 26).90 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass der Informationsgehalt einer Mindestgliederung zu gering wäre.91 1 weiterer 
Stellungnehmender ist für die Beibehaltung der jetzigen Gliederungen.92 
 
10 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender ergänzt im Kommentar, dass es aufgrund der schnellen Entwicklungen in 
Bezug auf die Rechnungslegung, schwer ist, eine gewisse Gliederung vorzuschrei-
ben, ohne gleichzeitig Flexibilität einzubüßen. Jedoch könnte ein separates Doku-
ment Leitlinien für Abschlussersteller bereitstellen.93 
 
                                                 
88 Vgl. SN 40, S. 19; SN 52, S. 7; SN 62, S. 20; SN 80, S 19 
89 Vgl. SN 60, S. 19; SN 85, S. 19; SN 98, S.13; SN 99, S. 5 
90 Vgl. SN 90, S. 9 
91 Vgl. SN 27, S. 21 
92 Vgl. SN 31, S. 19 




10.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
10 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 4 Stellung-
nehmende geben an, dass die verkürzte Bilanz nach Art. 11 auch für die Mindest-
gliederung ausreichend wäre.94 1 Stellungnehmender empfiehlt, die Mindestgliede-
rung an die IFRS anzugleichen.95 1 weiterer Stellungnehmender gibt an, dass für 
kleine Unternehmen eine Mindestgliederung ausreichend wäre, daher sollte die 
Richtlinie zunächst nur eine solche Gliederung vorgeben. Es sollte jedoch auch eine 
detaillierte Gliederung bereitgestellt werden, die aber nicht verpflichtend ist, sondern 
als Empfehlung angesehen werden sollte.96 
 
5 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender er-
wähnt bessere Vergleichbarkeit als Vorteil der derzeitigen Gliederungen, jedoch soll-
ten nicht alle Unternehmen die gleichen Gliederungen anwenden müssen, da auf 
Branchenunterschiede Rücksicht genommen werden sollte.97  
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
10.4. Standardsetter 
7 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass genau analysiert werden muss, welche Elemente in einer 
Mindestgliederung vorkommen. Es sollte sich dabei um das notwendige Minimum an 
Information handeln.98 1 Stellungnehmender betont, dass es notwendig ist, die Kern-
elemente der aktuellen Gliederungen zu erhalten.99 
 
5 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 3 Stellungnehmende geben 
an, dass die derzeitige Gliederung erhalten bleiben sollte, um Vergleichbarkeit zu 
gewährleisten. Weiters ist eine Analyse durch vorgegebene Gliederungen einfa-
cher.100 
 
                                                 
94 Vgl. SN 11, S. 19; SN 13, S. 19; SN 28, S. 7; SN 29, S. 20 
95 Vgl. SN 73, S. 18 
96 Vgl. SN 88, S. 18 
97 Vgl. SN 2, S. 7 
98 Vgl. SN 83, S. 19 
99 Vgl. SN 86, S. 19 




2 Stellungnehmende beantworten die Fragen nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
10.5. Öffentliche Stellen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nehmende verweisen auf die Regelungen des IAS 1.101 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass durch die Mindestgliederung die Vergleichbarkeit erschwert wird.102 1 weiterer 
Stellungnehmender weist auf Probleme und eingeschränkte Vergleichbarkeit hin, die 
durch uneinheitliche Bezeichnungen auftreten. Eindeutig definierte Bezeichnungen, 
wie sie in XBRL verwendet werden, unterstützen den Prozess der Harmonisierung in 
dieser Hinsicht.103 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
10.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Ja“. Kommentiert 
wird dies mit: „Eine Minimalanforderung hinsichtlich der Ausgestaltung der Bilanz und 
Gewinn- und Verlustrechnung ist notwendig.“104 
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender be-
gründet die Antwort damit, dass es keinen Verlust in Bezug auf den Informationsge-
halt und die Informationsqualität geben darf.105 1 weiterer Stellungnehmender gibt 
an, dass es einfacher wäre, zunächst eine komplette Gliederung vorzugeben und 
dann Ausnahmen zuzulassen.106 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
                                                 
101 Vgl. SN 45, S. 22; SN 102, S. 24 
102 Vgl. SN 26, S. 20 
103 Vgl. SN 38, S. 20 
104 SN 1, S. 9 
105 Vgl. SN 5, S. 20 





1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Ja“. Dies wird je-
doch nicht kommentiert. 
 
3 Stellungnehmende beantworten diese Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
10.8. Andere 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Ja“. Dieser gibt 
an, dass eine Mindestgliederung gut wäre, jedoch sollte dies nicht auf EU-Ebene, 
sondern auf nationaler Ebene geregelt sein.107 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass eine Mindestgliederung nicht den Informationsbedürfnissen der Nutzer von Jah-
resabschlüssen entspricht.108 
 
9 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
10.9. Zusammenfassung 
Die Mehrheit der Stellungnehmenden bevorzugt eine Mindestgliederung. Dies kann 
in den Gruppen Wirtschaftsprüfer und Steuerberater und Abschlussersteller deutlich 
erkannt werden. In der Gruppe der Abschlussadressaten ist der Großteil jedoch ge-
gen eine solche Mindestgliederung, was in Hinblick auf den Informationsgehalt ver-
ständlich ist. Oft wird der Angleich an die IFRS genannt. Für eine Mindestgliederung 
werden die mit Buchstaben und römischen Zahlen bezeichneten Posten, die in der 
derzeitigen Gliederung der Bilanz in der Vierten EU-Richtlinie angegeben sind, ge-
nannt. 
                                                 
107 Vgl. SN 101, S. 18 




11. Modernisierung und Änderung der bestehenden Glie-
derungen für die Bilanz und die Gewinn- und Verlust-
rechnung (Frage 25) 
11.1. Fragestellung 
In Frage 25 sollten die Stellungnehmenden angeben, welche Modernisierungen oder 
Änderungen der aktuellen Gliederung sie empfehlen. Bei dieser Frage wird nicht die 
übliche Untergliederung nach Stellungnehmenden die mit „Ja“, „Nein“ und nicht mit 
„Ja“ oder „Nein“ antworten, wie teilweise in den vorhergehenden Kapiteln, angewen-
det, da hier die Antwortmöglichkeiten „Ja“, „Nein“ und „keine Angabe“ nicht ausge-
wählt werden konnten. Es werden daher nur abgegebene Kommentare der Stellung-
nehmenden angeführt. 
 
11.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben an, dass die aktuellen Gliederungen 
angemessen sind.109 1 Stellungnehmender schlägt die Abschaffung des Wahlrechts 
in Art. 41 vor.110 Weiters sollte die Modernisierung dazu führen, dass die Richtlinie 
kompatibel mit den IFRS ist.111 Es sollten weitere Posten hinzugefügt werden, wie als 
Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien, Steuerguthaben und biologische Vermö-
genswerte, und die Gliederung sollte an den IAS 1 angepasst werden.112 3 Stellung-
nehmende empfehlen, es sollte nicht länger an der derzeitigen Gliederung festgehal-
ten werden. Stattdessen sollten bestimmte Posten in die Jahresabschlüsse aufge-
nommen werden, ohne dabei eine bestimmte Reihenfolge oder Gliederung vorzuse-
hen.113 1 Stellungnehmender schlägt vor die IFRS anzuwenden.114 Weiters wird der 
Ausweis von Zwischenergebnissen in der GuV empfohlen.115 1 Stellungnehmender 
gibt an, die Posten in der Bilanz sollten reduziert werden.116 1 Stellungnehmender 
                                                 
109 Vgl. SN 27, S. 21; SN 71, S. 15 
110 Vgl. SN 18, S. 19 
111 Vgl. SN 30, S. 4 
112 Vgl. SN 31, S. 19 
113 Vgl. SN 46, S. 11; SN 56, S. 7; SN 85, S. 19 
114 Vgl. SN 62, S. 20 
115 Vgl. SN 65, S. 7 




rät, in Betracht zu ziehen, welche Gliederung für Stakeholder die nützlichste ist, und 
ist nicht überzeugt, dass die derzeitige Gliederung am besten passt.117 
 
11.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe betont, dass die Kapitalflussrechnung wichti-
ge zusätzliche Informationen für potentielle Investoren, Gläubiger und andere Nutzer 
bereithielte.118 1 weiterer Stellungnehmender gibt an, dass die Modernisierung der 
Gliederung an den IFRS ausgerichtet werden sollte.119 1 Stellungnehmender gibt an, 




2 Stellungnehmende in dieser Gruppe wollen die derzeitigen Gliederungen nicht ver-
ändern und weisen darauf hin, dass Adaptierungen ohnehin erlaubt sind, und es 
diesbezüglich Wahlrechte für die Mitgliedstaaten gibt.121 2 Stellungnehmende emp-
fehlen einen Abgleich mit den IFRS.122 
 
11.5. Öffentliche Stellen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe sieht keine Notwendigkeit die Gliederung zu 
modernisieren oder zu ändern.123 1 Stellungnehmender gibt an, dass die Gliederung 
so weit geändert werden sollte, um mit den IFRS konsistent zu sein. Daher sollte nur 
die Terminologie und die Posten, welche die IFRS nicht verwenden, geändert wer-
den.124 
 
                                                 
117 Vgl. SN 87, S. 21 
118 Vgl. SN 8, S. 24 
119 Vgl. SN 29, S. 20 
120 Vgl. SN 59, S. 7 
121 Vgl. SN 61, S. 23; SN 70, S. 18 
122 Vgl. SN 69, S. 19; SN 84, S. 19; SN 86, S. 19 
123 Vgl. SN 26, S. 20 




11.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe äußert sich hier für die Erstellung einer Kapi-
talflussrechnung, da zusätzliche Informationen für Investoren, Gläubiger und andere 
Nutzer bereitgestellt würden.125 1 Stellungnehmender schlägt die Modernisierung von 




Von Stellungnehmenden dieser Gruppe wurden keine Kommentare abgegeben. 
 
11.8. Andere 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt an, es sollte je nach Anforderung ver-
schiedene Mindestgliederungen geben, z.B. nach Größe oder Branche.127 1 weiterer 
Stellungnehmender fordert, die Gliederung den nationalen Standardsettern zu über-
lassen, und nicht auf EU-Ebene zu regeln.128 
 
11.9. Zusammenfassung 
Diese Frage wurde von weniger Stellungnehmenden beantwortet. Es kann aber fest-
gestellt werden, dass ein Großteil derjenigen, die diese Frage kommentieren, Raum 
für Modernisierung oder Änderungen sieht, während nur ein kleiner Teil angibt, die 
derzeitigen Gliederungen beizubehalten. Des Öfteren wird ein Abgleich mit den IFRS 
empfohlen. Es können jedoch keine Besonderheiten in Hinblick auf die verschiede-
nen Verfassergruppen erkannt werden. 
                                                 
125 Vgl. SN 5, S. 21 
126 Vgl. SN 75, S. 18 
127 Vgl. SN 25, S. 17 





12. Erstellung einer limitierten Anzahl von Finanzkennzah-
len anstatt einer Bilanz und einer Gewinn- und Verlust-
rechnung (Frage 26) 
12.1. Fragestellung 
In Frage 26 sollten die Stellungnehmenden Bezug auf folgende Liste von finanziellen 
Kennzahlen nehmen: 
 
„1. Tangible Assets 
2. Inventory 
3. Accounts receivable and other debtors 
4. Cash 
5. Capital and Reserves 
6. Provisions 
7. Liabilities 
8. Net turnover 
9. Cost of sales 
10. Interest 
11. Tax 
12. Profit or loss for the year“129 
 
Die Stellungnehmenden wurden gefragt, ob sie Kommentare zur Idee haben, von 
kleinen Unternehmen nur diese finanziellen Kennzahlen zu verlangen, anstelle einer 
Bilanz und einer GuV. Im Fall einer Befürwortung sollten die Stellungnehmenden 
auch noch angeben, welche Kennzahlen als absolut notwendig angesehen werden. 
 
12.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
8 Stellungnehmende in dieser Gruppe äußern sich klar gegen einen solchen Vor-
schlag. 6 Stellungnehmende geben an, dass für diese Kennzahlen ebenso viele Da-
ten aufbereitet werden müssten, wie für die Erstellung einer Bilanz und einer GuV. 
                                                 




Dadurch würde dieser Vorschlag auch zu keiner Kosteneinsparung führen.130 1 Stel-
lungnehmender erwähnt, dass es nicht 2 verschiedene Modelle, nämlich die ange-
gebenen Finanzkennzahlen für kleine Unternehmen und die Bilanz und die GuV 
nach den derzeitigen Bestimmungen der Vierten Richtlinie für mittlere Unternehmen, 
geben sollte, da sonst Kosten bei einem Wechsel von einer Größenklasse in die an-
dere entstehen würden.131 3 Stellungnehmende sind auch der Meinung, dass die 
Vergleichbarkeit nicht mehr gegeben wäre.132 5 Stellungnehmende geben an, dass 
auch immaterielle Vermögenswerte und Abschreibung angeführt sein sollten.133 2 
Stellungnehmende geben an, dass ein vollständiger Jahresabschluss für das Ma-
nagement sowie für externe Stakeholder hilfreicher wäre.134 
 
12.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe begrüßen den Vorschlag. 2 davon geben an, 
dass sich die Kennzahlen nur auf bilanzielle Daten beziehen sollten.135 3 Stellung-
nehmende befürchten einen Informationsverlust durch die Angabe dieser Kennzah-
len.136 1 Stellungnehmende gibt an, dass Jahresabschlüsse auch für kleine Unter-
nehmen notwendig sind.137 2 Stellungnehmende sind nicht überzeugt, dass der Vor-




6 Stellungnehmende in dieser Gruppe stimmen dem Vorschlag nicht zu. Lediglich 1 
Stellungnehmender gibt an, dass die angegebene Liste für kleine Unternehmen aus-
reichend ist.139 2 Stellungnehmende finden den Informationsbedarf durch diese 
Kennzahlen nicht gedeckt.140 1 Stellungnehmender hält die angegebenen Kennzah-
len für Kleinstunternehmen für ausreichend. Für kleine Unternehmen sollten die An-
                                                 
130 Vgl. SN 90, S. 9; SN 46, S. 11; SN 56, S. 7; SN 85, S. 20; SN 98, S. 14; SN 99, S. 6 
131 Vgl. SN 27, S. 22 
132 Vgl. SN 31, S. 20; SN 46, S 11; SN 87, S. 21 
133 Vgl. SN 36, S. 4; SN 46, S. 11; SN 48, S. 20; SN 52, S. 7; SN 87, S. 21 
134 Vgl. SN 60, S. 20; SN 80, S. 20 
135 Vgl. SN 12, S. 21; SN 13, S. 20; SN 28, S. 7; SN 29, S. 21; SN 73, S. 18 
136 Vgl. SN 8, S. 25; SN 22, S. 19; SN 47, S. 12 
137 Vgl. SN 33, S. 20 
138 Vgl. SN 47, S. 12; SN 88, S. 19 
139 Vgl. SN 10, S. 19 




forderungen auf dem derzeitigen Stand bleiben. Sollte der Vorschlag jedoch umge-
setzt werden, müssten immaterielle Vermögenswerte und Finanzinstrumente hinzu-
gefügt werden.141 2 Stellungnehmende betonen, dass für die Bereitstellung der 
Kennzahlen ohnehin die Aufstellung einer Bilanz und einer GuV erforderlich wäre 
und somit keine Kosteneinsparung erzielt werden könnte.142 3 Stellungnehmende 
sind der Meinung, dass der Verwaltungsaufwand durch diesen Vorschlag nicht ver-
ringert wird.143 
 
12.5. Öffentliche Stellen 
Kein Stellungnehmender in dieser Gruppe befürwortet den Vorschlag. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass die Daten im Jahresabschluss mit der derzeitigen Gliede-
rung gut vergleichbar sind und es schwer wäre, die Angaben wie im Vorschlag ange-
geben zu überprüfen. Weiters könne eine Reduktion des Aufwands durch einschlägi-
ge Software erzielt werden, anstatt durch eine Reduktion bestimmter Elemente im 
Jahresabschluss.144 1 Stellungnehmender gibt an, dass Jahresabschlüsse einen ge-
ringeren bzw. keinen Nutzen hätten, wenn der Vorschlag umgesetzt wird.145 1 Stel-
lungnehmender äußert Bedenken, da Informationsgehalt verloren ginge.146 2 Stel-
lungnehmende geben an, dass die derzeitige Gliederung der Bilanz und GuV ange-
messen ist und Nutzer diese „klassische“ Darstellung bevorzugen.147 
 
12.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
Kein Stellungnehmender in dieser Gruppe befürwortet den Vorschlag. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass es zu keiner weiteren Reduktion der veröffentlichten Daten 
kommen darf.148 1 Stellungnehmender meint, dass der Vorschlag zum Verlust wichti-
ger Informationen wie z.B. betreffend immaterielle Vermögenswerte führt.149 1 Stel-
lungnehmender meint, dass durch weniger Standardisierung die Datenerhebung für 
                                                 
141 Vgl. SN 35, S. 21 
142 Vgl. SN 76, S. 21 
143 Vgl. SN 64, S. 8; SN 76, S. 21; SN 96, S. 22 
144 Vgl. SN 38, S. 21 
145 Vgl. SN 45, S. 23 
146 Vgl. SN 66, S. 7 
147 Vgl. SN 39, S. 18; SN 81, S. 21 
148 Vgl. SN 1, S. 9 




Stakeholder erschwert wird.150 Weiters gibt 1 Stellungnehmender an, dass die Daten 
im Vorschlag nicht annähernd ausreichend für statistische Zwecke sind.151 
 
12.7. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt an, dass eine Beurteilung der finanziellen 
Situation eines Unternehmens nur im Kontext eines vollständigen Jahresabschlusses 
erfolgen kann, obwohl Banken nicht alle darin enthaltenen Daten für eine Kreditent-
scheidung heranziehen. Die Ausnahme kleiner Unternehmen von der Erstellung ei-
nes Jahresabschlusses würde dazu führen, dass diese einen Jahresabschluss nur 
mehr bei Bedarf erstellen, z.B. bei einem Kreditansuchen. Diese einmalige Erstellung 
hätte jedoch nicht den selben Stellenwert, der einer laufenden Erstellung beigemes-
sen werden kann.152 2 Stellungnehmende sind der Meinung, dass der Vorschlag kei-
ne Kostenvorteile für kleine Unternehmen hätte, da auch für die Bereitstellung dieser 
Kennzahlen ein gewisses Maß an Aufwand notwendig ist.153 
 
12.8. Andere 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt an, dass der Vorschlag zu einem Infor-
mationsverlust führen würde.154 1 Stellungnehmender ist der Ansicht, dass zuerst 
eine Bilanz und eine GuV erstellt werden müssten, um die angegebenen Kennzahlen 
zu erhalten, und somit keine wesentliche Vereinfachung erzielt werden könnte.155 2 
Stellungnehmende geben an, dass durch die derzeitigen Bestimmungen Transpa-
renz und Vergleichbarkeit sichergestellt sind.156 1 Stellungnehmender gibt an, dass 
die Vergleichbarkeit zwischen Unternehmen und auch zwischen den Ländern im 
Vordergrund steht und nicht die Form, in der die Daten präsentiert werden.157 
 
                                                 
150 Vgl. SN 75, S. 19 
151 Vgl. SN 91, S. 20 
152 Vgl. SN 7, S. 1 
153 Vgl. SN 23 S. 8; SN 42 S. 8 
154 Vgl. SN 6, S. 25 
155 Vgl. SN 17, S. 6 
156 Vgl. SN 25, S. 17; SN 34, S. 18 





Die Mehrheit der Stellungnehmenden befürwortet den Vorschlag nicht. Alle Gruppen 
mit Ausnahme jener der Abschlussersteller äußern sich klar dagegen. Für die Aufbe-
reitung der Kennzahlen wäre ohnehin die Erstellung einer Bilanz und einer GuV not-
wendig, wird als häufigstes Argument genannt. Deshalb würde es auch zu keinen 
Kosteneinsparungen kommen oder würde auch keine Vereinfachung erzielt. Es wird 
weiters angegeben, dass durch die derzeitigen Bestimmungen Vergleichbarkeit ge-
geben ist und durch die Präsentation der genannten Kennzahlen Information verloren 
ginge. Auch Banken sehen einen Informationsverlust in Hinblick auf die Beurteilung 
der Kreditwürdigkeit, da die Angaben aus dem Kontext gerissen sind und kein Ge-
samtbild des Unternehmens widerspiegeln. Einige Stellungnehmende geben an, 
dass die immateriellen Vermögenswerte eine wichtige Rolle spielen, jedoch bei dem 





13. Abschaffung des Ausweises außerordentlicher Posten 
in der Gewinn- und Verlustrechnung (Frage 27) 
13.1. Fragestellung 
In Frage 27 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob sie der Meinung sind, dass 
die Posten für außerordentliche Aufwendungen und Erträge abgeschafft werden soll-
ten. Es konnte mit „Ja“, „Nein“ und „keine Angabe“ geantwortet werden. An Ersteller 
von Jahresabschlüssen wurde zusätzlich die Frage gerichtet, wie oft eine Angabe 
dieser Posten in den letzten Jahren verwendet wurde. 
 
13.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
15 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 7 Stellung-
nehmende geben an, dass diese Posten auch in den IFRS nicht separat ausgewie-
sen werden.158 5 Stellungnehmende finden, dass diese Informationen wichtig sind, 
jedoch im Anhang angegeben werden sollten.159 3 Stellungnehmende befürworten 
die Streichung dieser Posten, da die Definition „außergewöhnlich“ nicht immer ein-
deutig war und zu Problemen geführt hat.160 
 
10 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 2 Stellungnehmende geben 
an, dass diese Posten für Adressaten, z.B. Analysten, wichtig sind.161 2 Stellung-
nehmende haben diese Posten jedes Jahr ausgewiesen.162 
 
9 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender fügt den Kommentar hinzu, dass es keine Verpflichtung geben sollte, 
diese Posten auszuweisen, jedoch sollte dies auch nicht verboten sein.163 
 
                                                 
158 Vgl. SN 30, S. 4; SN 40, S. 20; SN 46, S. 11; SN 52, S. 8; SN 80, S. 21; SN 93, S. 9; SN 99, S. 6 
159 Vgl. SN 15, S. 10; SN 18, S. 21; SN 44, S. 9; SN 87, S. 22; SN 98, S. 14 
160 Vgl. SN 46, S. 11; SN 65, S. 7; SN 80, S. 21 
161 Vgl. SN 18, S. 21; SN 27, S. 23 
162 Vgl. SN 67, S. 20; SN 68 S. 20  




13.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
6 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 3 Stellung-
nehmende geben an, dass die Informationen im Anhang angegeben sein sollten.164 1 
Stellungnehmender gibt an, dass die außerordentlichen Posten nützliche Information 
darstellen, aber diskutiert werden sollte, ob diese Posten nach dem Ergebnis der 
gewöhnlichen Geschäftstätigkeit oder anderswo im Jahresabschluss auszuweisen 
sind.165 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 2 Stellungnehmende sehen 
in den außerordentlichen Posten eine nützliche Information, um die finanzielle Lage 
des Unternehmens beurteilen zu können.166 1 Stellungnehmender gibt an, dass 
durch den Ausweis dieser Posten bessere Vergleichbarkeit mit Jahresabschlüssen 
der Vorperioden gegeben ist, es aber notwendig ist, ausdrücklich zu erläutern, wa-
rum die Aufwendungen oder Erträge außerordentlich sind.167 
 
9 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
13.4. Standardsetter 
9 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 5 Stellung-
nehmende geben an, dass damit Übereinstimmung mit den IFRS gegeben wäre.168 1 
Stellungnehmender erwähnt, dass die Unterscheidung zwischen ordentlich und au-
ßerordentlich oft schwer ist.169 
 
5 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass der Ausweis dieser Posten Aufschluss über die Unternehmensaktivitäten 
gibt.170 1 Stellungnehmender hält den Ausweis für notwendig, um die Nachhaltigkeit 
der Ertragslage zu beurteilen.171 2 Stellungnehmende geben an, dass im Lauf der 
Geschäftstätigkeit immer wieder außerordentliche Ereignisse eintreten und die resul-
                                                 
164 Vgl. SN 2, S. 7; SN 28, S. 8; SN 33, S. 20 
165 Vgl. SN 29, S. 21 
166 Vgl. SN 8, S. 26; SN 47, S. 13 
167 Vgl. SN 59, S. 7 
168 Vgl. SN 3, S. 7; SN 64, S. 8; SN 83, S. 20; SN 86, S. 20; SN 92, S. 20 
169 Vgl. SN 69, S. 20 
170 Vgl. SN 10, S. 20 




tierenden Erträge oder Aufwendungen auch als außerordentlich ausgewiesen wer-
den sollten.172 
 
13.5. Öffentliche Stellen 
4 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 3 Stellung-
nehmende geben an, dass damit auch eine Übereinstimmung mit den IFRS gegeben 
wäre.173 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass diese Posten oft schwierig zu definieren sind, jedoch trotzdem beibehalten wer-
den sollten.174 1 Stellungnehmender hebt die Notwendigkeit der Unterscheidung in 
ordentliche und außerordentliche Posten hervor. Diese seien sowohl für das Ma-
nagement, als auch für Statistiken, öffentliche Hand und andere Nutzer notwendig.175 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
13.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nehmende geben an, dass die Definition der außerordentlichen Posten genauer sein 
sollte.176 1 Stellungnehmender erachtet den Ausweis dieser Posten unabhängig von 
der Größenklasse des Unternehmens für unerlässlich.177 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“ 
 
13.7. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass es für Banken wichtig ist, zwischen ordentlichen und au-
                                                 
172 Vgl. SN 61, S. 25; SN 70, S.19 
173 Vgl. SN 45 S. 24; SN 66, S. 7; SN 102, S. 27 
174 Vgl. SN 26, S. 22 
175 Vgl. SN 38, S. 21 
176 Vgl. SN 14, S. 21; SN 75, S. 19 




ßerordentlichen Erträgen zu unterscheiden, da außerordentliche Erträge nicht für die 
langfristige Kreditrückführung in Betracht gezogen werden können.178 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
13.8. Andere 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Ja“ und gibt an, 
dass Informationen dazu im Anhang angegeben werden sollten.179 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass eine bessere Definition erforderlich ist.180 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
13.9. Zusammenfassung 
Bei dieser Frage ist keine klare Tendenz erkennbar. Die Mehrheit der Wirtschaftsprü-
fer und Steuerberater, Standardsetter und Abschlussadressaten befürwortet die Ab-
schaffung der Posten, während die Mehrheit der Abschlussersteller, der öffentlichen 
Stellen, der Finanzinstitutionen und der Anderen die Posten beibehalten will. Jene, 
welche die Abschaffung der Posten befürworten, geben an, dass diese aus der GuV 
entfernt werden, und Angaben dazu im Anhang gemacht werden sollten. Es wurde 
auch oft erwähnt, dass die Abschaffung eine Anpassung an die IFRS wäre. Von den 
Stellungnehmenden wird oft angemerkt, dass eine Abgrenzung zwischen ordentli-
chen Posten und außerordentlichen Posten oftmals schwierig ist und hier eine klare 
Definition hilfreich wäre. Als Argument für ein Beibehalten der außerordentlichen 
Posten wird die notwendige Unterscheidung zwischen ordentlichen und außeror-
dentlichen Erträgen und Aufwendungen sowie die Möglichkeit einer besseren Beur-
teilung der finanziellen Lage genannt. 
 
                                                 
178 Vgl. SN 7, S. 20 
179 Vgl. SN 17, S. 6 




14. Nutzen des Ausweises außerordentlicher Posten in 
der Gewinn- und Verlustrechnung (Frage 28) 
14.1. Fragestellung 
Frage 28 ist an Nutzer von Jahresabschlüssen gerichtet. Diese sollten angeben, ob 
sie die außerordentlichen Posten als nützlich erachten. Es konnte mit „Ja“, „Nein“ 
und „keine Angabe“ geantwortet werden. Zusätzlich sollte ein Kommentar abgege-
ben werden. 
 
14.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass es Unternehmen nicht ermöglicht werden darf, außeror-
dentliche Posten zu „verschleiern“, indem sie als ordentliche Posten ausgewiesen 
werden.181 1 Stellungnehmender gibt an, dass detaillierte Angaben zu außerordentli-
chen Posten im Anhang gemacht werden sollten.182 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt 
jedoch an, dass stattdessen spezielle Posten mit Erklärungen eingeführt werden 
könnten.183 1 Stellungnehmender aus Irland gibt an, dass außerordentliche Posten in 
Irland selten ausgewiesen werden.184 
 
27 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass diese Posten für Finanzanalysten nützlich sind, jedoch von 
börsennotierten Unternehmen nicht ausgewiesen werden, da diese nach den IFRS 
bilanzieren. An diesen Unternehmen sind die Analysten jedoch am meisten interes-
siert.185 
 
                                                 
181 Vgl. SN 27, S. 23 
182 Vgl. SN 72, S. 18 
183 Vgl. SN 31, S. 20 
184 Vgl. SN 62, S. 21 




14.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Es wird je-
doch kein weiterer Kommentar abgegeben. 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender ist je-
doch der Ansicht, dass dennoch ein Posten in der GuV enthalten sein sollte und die 
Informationen dazu im Anhang angegeben sein sollten.186 
 
18 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
14.4. Standardsetter 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass diese Posten nützlich sind und deren Ausweis, getrennt von 
dem Ergebnis aus der normalen Geschäftstätigkeit, sehr wichtig ist.187 
 
11 Stellungnehmende beantworten diese Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“ und geben 
auch keinen weiteren Kommentar ab. 
 
14.5. Öffentliche Stellen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender aus Spanien kommentiert dies mit dem Beispiel: „For example, the sys-
tem of National Accounts requires as an input accounting data providing a differentia-
tion between, on one hand, operations and, on the other, revaluations and changes 
in volume. The latter (revaluations and changes in volume) form part of what busi-
ness accounting considers to be extraordinary items.“188 
 
7 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
                                                 
186 Vgl. SN 33, S. 20 
187 Vgl. SN 61, S. 25 




14.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass diese Posten für die Beurteilung der finanziellen Lage des 
Unternehmens wichtige und nützliche Informationen liefern.189 1 Stellungnehmender 
gibt an, dass die Unterscheidung nach ordentlichen und außerordentlichen Posten 
sehr hilfreich ist. Dadurch kann abgelesen werden, ob das Ergebnis des Unterneh-
mens lediglich aus seiner laufenden Geschäftstätigkeit resultiert oder durch außeror-
dentliche Effekte beeinflusst wurde.190 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
14.7. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Ja“, kommentiert 
die Antwort jedoch nicht weiter. 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“ und gibt an, dass die Hinter-
grundinformationen zu jedem Posten ohnedies im Anhang angegeben sind und der 
Jahresabschluss somit für Analysezwecke ausreichend aufbereitet ist.191 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
14.8. Andere 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt dazu an, dass der separate Ausweis dieser Posten wichtige und 
nützliche Informationen für die Beurteilung der finanziellen Lage liefert, die außeror-
dentlichen Posten bei der Analyse der Kapitalflussrechnung jedoch nicht in Betracht 
gezogen werden.192 
 
10 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
                                                 
189 Vgl. SN 5, S. 22 
190 Vgl. SN 14, S 21 
191 Vgl. SN 42, S. 9 





Die Frage wurde nur von wenigen Stellungnehmenden beantwortet. Unter diesen 
haben jedoch die Mehrzahl der Stellungnehmenden die Frage mit „Ja“ beantwortet 
und dies damit kommentiert, dass durch den Ausweis der außerordentlichen Posten 
die finanzielle Lage besser beurteilt werden kann und eine Unterscheidung zwischen 
ordentlichen und außerordentlichen Posten insbesondere für Nutzer des Jahresab-




15. Anhangangaben für kleine Unternehmen und weitere 
Angabepflichten für mittlere und große Unternehmen 
(Frage 29) 
15.1. Fragestellung 
Bei Frage 29 wurde den Stellungnehmenden folgende Liste vorgelegt: 
 
„1. Valuation methods 
2. Names, offices of undertakings with at least 20% stake in and all unlimited liabili-
ty undertakings, if material 
3. Total amount of financial commitments, pensions and affiliated undertakings, not 
in balance sheet 
4. Nature and business purpose of arrangments not in the balance sheet and their 
financial impact, if material 
5. Transactions with related parties 
6. Average number of persons employed 
7. Emoluments to administrative, managerial and supervisory bodies, commitments 
on pensions for former members 
8. Advances and credit to members of administrative, managerial and supervisory 
bodies and commitments entered on their behalf 
9. Fees for audit, assurance, tax advisory, non-audit services“193 
 
Die Stellungnehmenden sollten angeben, ob von kleinen Unternehmen noch weitere 
Angaben offengelegt werden sollten und wurden gebeten, weitere Offenlegungen für 
mittlere und große Unternehmen anzugeben. 
 
15.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
11 Stellungnehmende in dieser Gruppe sind der Meinung es sollte keine weiteren 
Offenlegungen für kleine Unternehmen geben. 3 Stellungnehmende geben an, dass 
die derzeitigen Regelungen angemessen sind. 1 Stellungnehmender gibt an, dass 
                                                 




die Punkte 7 und 8 gestrichen werden können.194 1 Stellungnehmender ist der Mei-
nung, dass nur die Angaben 1. – 3. der angegebenen Liste für kleine Unternehmen 
notwendig sind.195 1 Stellungnehmender hält den beizulegenden Zeitwert von Deriva-
ten, den Firmenwert und immaterielle Vermögenswerte und Angaben zu Wertminde-
rungen für zusätzliche notwendige Angaben.196 1 Stellungnehmender ist der Mei-
nung, dass durch diese Liste nützliche Informationen für Leser der Jahresabschlüsse 
kleiner Unternehmen verloren gingen.197 1 Stellungnehmender merkt an, dass in der 
Liste genannte Punkte über die aktuellen Anforderungen hinaus gehen.198 
 
Hinsichtlich der zusätzlichen Angaben für mittlere und große Unternehmen, geben 3 
Stellungnehmende an, dass diese mit den IFRS abgeglichen werden sollen. 1 Stel-
lungnehmender hält die derzeitigen Anforderungen für mittlere und große Unterneh-
men für angemessen.199 
 
15.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben an, dass keine weiteren Angaben für 
kleine Unternehmen erforderlich sind. 2 Stellungnehmende sind der Meinung, die 
Punkte 4., 5., 7., 8. und 9. sind für kleine Unternehmen nicht erforderlich.200 1 Stel-
lungnehmender gibt als zusätzliche Punkte Angaben über die Ertragslage, Kreditver-
pflichtungen und Eventualverbindlichkeiten an.201 
 
1 Stellungnehmender gibt an, dass Anhangangaben von mittleren Unternehmen wei-
ter vereinfacht werden sollten und die derzeit erforderlichen Angaben für große Un-
ternehmen angemessen sind.202 1 Stellungnehmender verweist hinsichtlich der er-
forderlichen Anhangangaben auf die IFRS.203 
 
                                                 
194 Vgl. SN 48, S. 21 
195 Vgl. SN 58, S. 23 
196 Vgl. SN 65, S. 8 
197 Vgl. SN 71, S. 18 
198 Vgl. SN 93, S. 10 
199 Vgl. SN 65, S. 8 
200 Vgl. SN 13, S. 22; SN 28, S. 8 
201 Vgl. SN 33, S. 22 
202 Vgl. SN 59, S. 8 





4 Stellungnehmende in dieser Gruppe halten es nicht für notwendig, von kleinen Un-
ternehmen weitere Angaben zu verlangen. 1 Stellungnehmender nennt zusätzliche 
Angaben zu geschätzten Forderungen und Verbindlichkeiten, z.B. aus laufenden 
Verfahren und Leasingverträgen, und die Höhe der Mittel aus öffentlicher Hand, z.B. 
Förderungen und Subventionen.204 1 Stellungnehmender gibt als weitere Punkte An-
gaben über die Eigenkapitalstruktur, Steuerinformationen, Hauptbestandteile der 
GuV und Veränderungen gegenüber dem Vorjahr an.205 1 Stellungnehmender 
schlägt als zusätzliche Punkte die Berechnungsmethode für Wertberichtigungen und 
Umrechnungsmethoden für Posten in Fremdwährung sowie Angaben zu Rückstel-
lungen vor.206 1 Stellungnehmender gibt an, dass die Punkte 7., 8. und 9. gestrichen 
werden sollten.207 1 Stellungnehmender ist der Meinung, dass die Bestimmungen 
bzgl. Offenlegung sowohl von kleinen (als auch von mittleren und großen) Unter-
nehmen nicht in der EU-Richtlinie geregelt werden, sondern den Mitgliedstaaten und 
deren Standardsettern überlassen werden sollten208. 
 
2 Stellungnehmende halten die Anforderungen an mittlere und große Unternehmen 
in Bezug auf die Offenlegung für angemessen.209 1 Stellungnehmender gibt an, dass 
die Anforderungen an mittlere und große Unternehmen an die IFRS angeglichen 
werden sollten.210 
 
15.5. Öffentliche Stellen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt an, dass der Detaillierungsgrad nicht von 
der Größe des Unternehmens abhängen sollte, sondern von der Gesellschaftsform, 
und dass von kleinen Unternehmen zusätzlich zu den genannten Punkten weitere 
Offenlegungen gefordert werden sollten, z.B. ein Anlagespiegel.211 1 Stellungneh-
mender ist der Ansicht, dass für kleine Unternehmen neben einer Bilanz nur die 
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Punkte 1. und 2. erforderlich sind.212 1 Stellungnehmender gibt an, dass die Angaben 
der IFRS für kleine Unternehmen angemessen sind.213 
 
Für mittlere und große Unternehmen wird von 1 Stellungnehmenden Segmentbe-
richterstattung als weiterer Offenlegungspunkt angegeben. 1 Stellungnehmender ist 
der Meinung, dass weitere Erfordernisse in Bezug auf die Offenlegung mit den IFRS 
konsistent sein sollten.214 
 
15.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt an, dass es keine weitere Vereinfachung 
in Hinsicht auf die Offenlegung von Anhangangaben geben sollte.215 1 Stellungneh-
mender nennt die in Art. 43 Abs. 1 Z 6,7 und 8 als Angaben, die zusätzlich offenge-
legt werden sollten.216 
 
15.7. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe sind der Meinung, dass der Umfang der An-
hangangaben so gering wie möglich sein sollte, da dies zusätzlichen Verwaltungs-
aufwand bedeutet.217 1 Stellungnehmender nennt Informationen zu Bilanzposten, 
z.B. zu Garantien, möglichen Zinssicherungsgeschäften, langfristigen Leasingverträ-
gen und anhängigen Verfahren als zusätzliche Punkte in Bezug auf die Offenlegung 
für mittlere Unternehmen.218 
 
15.8. Andere 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt an, dass abgesehen von einem verkürz-
ten Anlagespiegel keine weiteren Punkte im Zusammenhang mit der Offenlegung für 
kleine Unternehmen notwendig sind, und dass die Aufbereitung dieser Informationen 
von moderner Software zur Rechnungslegung unterstützt wird und somit keine weite-
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ren Kosten verursacht.219 1 Stellungnehmender meint, es sollte in Betracht gezogen 
werden, von kleinen Unternehmen keine Anhangangaben zu verlangen.220 
 
15.9. Zusammenfassung 
Die Stellungnehmenden geben stark abweichende Antworten auf diese Frage. Ein 
Großteil hält zusätzliche Angaben für kleine Unternehmen nicht für notwendig, einige 
sind sogar für eine weitere Vereinfachung, während manche dafür sind zusätzliche 
Angaben zu fordern. Hinsichtlich mittlerer und großer Unternehmen halten die Stel-
lungnehmenden die derzeit erforderlichen Angaben einerseits für angemessen, an-
dererseits wird des Öfteren die Abstimmung mit den IFRS gefordert. In Bezug auf die 
unterschiedlichen Gruppen kann keine Tendenz erkannt werden. 
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16. Informationen, die speziell für den Anhang aufbereitet 
werden, und die Kosten für deren Aufbereitung 
(Frage 30) 
16.1. Fragestellung 
Der Großteil der Offenlegungspflichten ist in Abschnitt 8 der Vierten EU-Richtlinie 
geregelt. Es gibt jedoch weitere Offenlegungspflichten in anderen Abschnitten.221 In 
Frage 30 sollten die Stellungnehmenden angeben, welche Informationen speziell für 
diese weiteren Offenlegungspflichten im Anhang aufbereitet werden müssen. Zusätz-
lich wurde gefragt, ob Aussagen über die Kosten, die durch die Aufbereitung dieser 
Information entstehen, getroffen werden können. 
 
16.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt an, dass es aufwendig ist zu unterschei-
den, welche Informationen offengelegt werden und welche vertraulich sind, dazu 
müssen alle Regelungen überprüft werden. Die Kosten werden von diesem Stellung-
nehmenden mit € 250,-- beziffert.222 1 Stellungnehmender gibt an, dass die Informa-
tionen für Management-, Finanzierungs- und Prüfungszwecke ohnehin aufbereitet 
werden müssen, und daher keine Zusatzkosten entstehen.223 1 Stellungnehmender 
meint, die Informationen könnten relativ einfach anhand der Aufzeichnungen aufbe-
reitet werden, jedoch sei es kostenintensiv und zeitaufwendig, die erläuternden An-
gaben im Anhang zu erstellen.224 1 Stellungnehmender gibt an, dass die Angaben 
über finanzielle Verpflichtungen, die in der Bilanz nicht angegeben sind, nur für An-
hangangaben aufbereitet werden müssen und sich die Kosten dafür auf ungefähr 
€ 100,-- bis € 200,-- belaufen.225 1 Stellungnehmender gibt in Bezug auf die Kosten 
an, dass diese für kleine Unternehmen nicht wesentlich sind.226 
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16.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben an, dass die Anhangangaben notwen-
dig sind, um den Jahresabschluss zu verstehen, jedoch ist deren Erstellung kostenin-
tensiv und zeitaufwendig.227 1 Stellungnehmender nennt Steuerabgrenzungen, Even-
tualverbindlichkeiten, andere Finanzielle Verpflichtungen und Informationen zu Fi-
nanzinstrumenten als Angaben, die extra erstellt werden müssen. Die Aufbereitung 
dieser Informationen sei zeitaufwendig und im Fall der Erstellung durch externe Be-
rater müssten Unternehmen dafür bezahlen.228 
 
16.4. Standardsetter 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt an, dass es notwendig ist, Informationen 
von verschiedenen Unternehmensbereichen zu sammeln, z.B. in Bezug auf die Ver-
gütung.229 1 Stellungnehmender erklärt, dass die Informationen in den Aufzeichnun-
gen vorhanden sind und die entstehenden Kosten dadurch nicht wesentlich sind.230 1 
Stellungnehmender betont in diesem Zusammenhang nur, dass die Informationen 
wichtig sind, um die Lage des Unternehmens zu beurteilen.231 1 Stellungnehmender 
gibt an, dass die Informationen ohnehin für Managementzwecke aufbereitet werden 
müssen und deshalb auch keine zusätzlichen Kosten entstehen.232 
 
16.5. Öffentliche Stellen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt zu der Frage einen Kommentar ab und 
meint darin, dass die zusätzlichen Angaben abhängig von der Größe des Unterneh-
mens gemacht werden sollten. Die Informationen sollten die quantitativen Daten aus 
Bilanz und GuV ergänzen.233 
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16.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe kommentiert diese Frage und gibt an, dass 




Kein Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt zu der Frage einen Kommentar ab. 
 
16.8. Andere 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe kommentiert die Frage damit, dass die Infor-
mationen wichtig sind, um den Jahresabschluss interpretieren zu können, die Aufbe-




Die Frage wird nur von wenigen Stellungnehmenden beantwortet. Einige geben an, 
dass zusätzliche Informationen aufbereitet werden müssen, während andere ange-
ben, dass die Informationen ohnehin für Managementzwecke vorhanden sind und 
dies nur eine Frage der Veröffentlichung sei. Mehrere Stellungnehmende geben an, 
dass die Aufbereitung der Information Kosten verursacht und viel Zeit in Anspruch 
nimmt. Interessant ist die Kostenangabe von 2 Stellungnehmenden, welche die Kos-
ten mit bis zu € 250,-- beziffern. 
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17. Identifikation unnützer oder irrelevanter Offenle-
gungspflichten (Frage 31) 
17.1. Fragestellung 
In Frage 31 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob es in der Vierten Richtlinie 
Offenlegungspflichten gibt, die nicht nützlich oder relevant sind. Weiters wurden sie 
gefragt, ob sie die Kosten für die Aufbereitung beziffern können. 
 
17.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
3 Stellungnehmenden in dieser Gruppe nach ist es notwendig, die Richtlinien grund-
legend zu überarbeiten und im Zuge dessen die Offenlegungen für die unterschiedli-
chen Unternehmenskategorien neu zu überdenken. Weiters müsse abgewogen wer-
den, wie detailliert die Bestimmungen in den Richtlinien sein sollten und zu welchem 
Ausmaß dies den Standardsettern überlassen werden sollte.236 2 Stellungnehmende 
sind für eine Streichung von Offenlegungen, die nicht in den IFRS enthalten sind.237 
2 Stellungnehmende geben an, dass die Richtlinien nur grundlegende Punkte regeln 
sollten. Es sollte von Unternehmen verlangt sein, alle Angaben zu machen, die erfor-
derlich sind, um ein getreues Bild des Unternehmens zu zeigen, genauere Regelun-
gen sollten durch die Mitgliedstaaten festgesetzt werden.238 1 Stellungnehmender 
gibt an, dass die Beantwortung der Frage einer gründlichen Untersuchung bedarf.239 
 
17.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe empfiehlt die Zweckmäßigkeit der in der Vier-
ten Richtlinie Art. 43 Abs. 1 Z 7a, 7b, 8, 11, 12 und 13  und in der Siebenten Richtli-
nie Art. 34 Z 7b, 8, 11, 12 und 13 geregelten Angaben abhängig von der Rechtsform 
des Unternehmens zu überprüfen.240 1 Stellungnehmender gibt an, dass durch die 
zusätzliche Erstellung von Steuerbilanzen für Eigentümer und Partner sowie für Nie-
derlassungen hohe Kosten für KMU entstehen und es fraglich sei, ob derartige 
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1 Stellungnehmender in dieser Gruppe ist der Meinung, dass alle weiteren Offenle-
gungen notwendig und relevant sind.242 1 Stellungnehmender gibt an, dass kleine 
Unternehmen nur eine Bilanz und eine GuV aufstellen sollten. Zusätzlich zu diesen 
sollten noch die Punkte 3. und 6. aus der in Kapitel 15.1. dieser Diplomarbeit ange-
gebenen Liste offengelegt werden.243 
 
17.5. Öffentliche Stellen 
Nur 1 Stellungnehmender in dieser Gruppe nimmt zur Frage Stellung und meint, 
dass die derzeitigen Bestimmungen einer Überprüfung unterzogen werden müssen 
um konsistent mit den IFRS zu sein.244 
 
17.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
Nur 1 Stellungnehmender in dieser Gruppe nimmt zur Frage Stellung und gibt an, 
dass zur Beantwortung der Frage weitere Untersuchungen notwendig sind.245 
 
17.7. Finanzinstitutionen 
Kein Stellungnehmender in dieser Gruppe kommentiert diese Frage. 
 
17.8. Andere 
Nur 1 Stellungnehmender in dieser Gruppe nimmt zur Frage Stellung und ist der 
Meinung, dass Wahlrechte abgeschafft oder so weit als möglich in verpflichtende 
Regelungen geändert werden sollten, da die Richtlinien so wenig Wahlrechte wie 
möglich enthalten sollten. Die Wahlrechte in Art. 20 Abs. 2, Art. 34 Abs. 1a und 
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Art. 39 Abs. 1c sollten dem Stellungnehmenden nach abgeschafft und jene in Art. 35 
Abs. 1 c aa, Art. 37 Abs. 2 und Art. 41 in verpflichtende Bestimmungen geändert 
werden. Andererseits sollte eine überarbeitete Richtlinie das Wahlrecht enthalten, 
selbsterstellte immaterielle Vermögenswerte zu aktivieren. Weiters sollten Steuerab-
grenzungsposten für kleine Unternehmen abgeschafft werden.246 
 
17.9. Zusammenfassung 
Insgesamt antworten nur sehr wenige der Stellungnehmenden auf diese Frage. Es 
kann keine klare Richtung einer bestimmten Gruppe erkannt werden. Einige Stel-
lungnehmende halten weitere Untersuchungen für notwendig, einige sind für die Ab-
schaffung von Wahlrechten. Erneut wird jedoch von mehreren Stellungnehmenden 
die Abstimmung mit den IFRS gefordert. 
                                                 





18. Modernisierung und Vereinfachung der Bewertungs-
vorschriften (Frage 32) 
18.1. Fragestellung 
In Frage 32 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob sie in Bezug auf Bewer-
tungsvorschriften Raum für Modernisierung und Vereinfachung sehen. Es konnte mit 
„Ja“, „Nein“ und „keine Angabe“ geantwortet werden. Zusätzlich sollte ein Kommen-
tar abgegeben werden. 
 
18.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
15 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass durch eine Beseitigung der Wahlrechte in Bezug auf die 
Bewertung Jahresabschlüsse leichter verglichen werden könnten und Manipulation 
erschwert würde.247 1 Stellungnehmender gibt an, dass derzeit Hinsichtlich der Be-
wertung nicht nach Unternehmensgröße unterschieden wird, und ist der Meinung, 
dass dies auch so bleiben sollte, wenn die EU das gegenwärtige Bewertungssystem 
beibehält. Wenn jedoch die IFRS angewendet werden, sollte nach Unternehmens-
größe unterschieden werden. Im Übrigen hält der Stellungnehmende die IFRS nicht 
angemessen für KMU.248 1 Stellungnehmender ist der Ansicht, dass kleine Unter-
nehmen einfachere Bewertungsvorschriften, z.B. die Bewertung zu Anschaffungs-
kosten, anwenden könnten, aber nicht generell von Wahlrechten ausgenommen sein 
sollten.249 1 Stellungnehmender gibt an, dass bestimmte Bewertungsregeln nicht 
mehr aktuell sind, wie z.B. das LIFO-Verfahren. Es sollte jedoch vermieden werden, 
auf EU-Ebene Regelungen zu ändern, die in der nationalen Gesetzgebung etabliert 
sind.250 3 Stellungnehmende geben an, dass die Regelungen in den Richtlinien nur 
genereller Natur sein sollten, um auf künftige Entwicklungen in der Rechnungslegung 
besser reagieren zu können.251 1 Stellungnehmender hält eine grundlegende Über-
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arbeitung der Bewertungsvorschriften für notwendig.252 3 Stellungnehmende empfeh-
len die Anwendung der IFRS.253 
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 3 Stellungnehmende geben 
dazu an, dass die gegenwärtigen Bewertungsvorschriften angemessen sind.254 
 
15 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender rät der Europäischen Kommission, die Bewertung nicht in der Richtlinie 
zu regeln, sondern dies nationalen Standardsettern zu überlassen. Wenn die Bewer-
tungsvorschriften jedoch in der Richtlinie erhalten bleiben, sollten diese in Einklang 
mit den IFRS stehen.255 1 Stellungnehmender ist der Meinung, dass die Beantwor-
tung der Frage einer genaueren Analyse bedarf.256 
 
18.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
9 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 3 Stellung-
nehmende sprechen sich für eine Abschaffung des LIFO-Verfahrens aus.257 2 Stel-
lungnehmende geben an, dass für alle Unternehmen gleiche Bewertungsvorschriften 
gelten sollten, unabhängig von deren Größe.258 1 Stellungnehmender gibt an, dass 
es weniger Wahlrechte geben sollte.259 1 Stellungnehmender ist der Meinung, dass 
es kleinen Unternehmen ermöglicht werden sollte, weniger anspruchsvolle Bewer-
tungsvorschriften anzuwenden.260 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 2 Stellungnehmende sind der 
Ansicht, dass die Bewertungswahlrechte nicht auf EU-Ebene eingeschränkt werden 
sollten, sondern dies den Mitgliedstaaten überlassen werden sollte.261 
 
11 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
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12 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender wünscht sich eine präzisere Definition der Fair-Value-Bewertung und 
Regelungen für die Berechnung des Fair Value.262 1 Stellungnehmender ist der Mei-
nung, dass es nur 2 Bewertungsmodelle geben sollte, die Bewertung zu Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten und für bestimmte Posten die Bewertung zum Fair 
Value.263 2 Stellungnehmende geben an, dass sie für eine Reduktion der Bewer-
tungswahlrechte sind, was auch die Vergleichbarkeit von Jahresabschlüssen erleich-
tern würde.264 1 Stellungnehmender ist der Ansicht, dass der Bewertung zu Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten weniger Wert beigemessen werden und mehr auf die 
Fair-Value-Methode gelegt werden sollte, wobei diese auch für die Bewertung von 
als Finanzanlagen gehaltenen Immobilien und von biologischen Vermögenswerten 
herangezogen werden könnte. Die Methoden der Bewertung sollten ausdrücklich 
beschrieben und mit Bewertungsmethoden in den IFRS abgeglichen werden.265 2 
Stellungnehmende sind der Meinung, dass die Bewertungsvorschriften in der Richtli-
nie mit jenen der IFRS abgeglichen werden sollen.266 1 Stellungnehmender will die 
Bewertungsvorschriften nationalen Standardsettern überlassen. Diese sollten be-
stimmen, ob sie eigene Bewertungsvorschriften festsetzen oder die IFRS-
Regelungen angewendet werden sollten.267 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender hält fest, dass das Thema rund um die Modernisierung und Vereinfa-
chung der Bewertung herausfordernd ist und eingehende Diskussionen darüber ge-
führt werden sollten, was aber im Zeitrahmen der Konsultation nicht möglich ist.268 
 
18.5. Öffentliche Stellen 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nehmende äußern sich für eine Streichung von Wahlrechten, um bessere Vergleich-
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barkeit zu gewährleisten.269 1 Stellungnehmender empfiehlt weniger anspruchsvolle 
Bewertungsvorschriften, wie z.B. die ausschließliche Bewertung zu Anschaffungs- 
und Herstellungskosten für kleine Unternehmen.270 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“ und geben an, dass die der-
zeitigen Vorschriften angemessen und allgemein verständlich sind, dass das LIFO-
Verfahren jedoch nicht mehr verwendet werden sollte.271 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
18.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender ist der Meinung, dass unabhängig von der Unternehmensgröße gleiche 
Bewertungsvorschriften für alle Unternehmen gelten sollten.272 1 Stellungnehmender 
gibt an, dass statt der Fair-Value-Methode zur Bewertung die Bewertung zu Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten vorgeschrieben werden sollte.273 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“. Er sieht keinen weiteren 
Spielraum für Vereinfachung und Modernisierung und gibt an, dass es klarer und 
präziser Regelungen bedarf.274 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
18.7. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nehmende halten die Bewertung zu Anschaffungs- und Herstellungskosten für 
zweckmäßig und geben weiter an, dass Finanzinstrumente verpflichtend nach der 
Fair-Value-Methode bewertet werden sollten. Vermögenswerte, die von Banken zu 
Handelszwecken gehalten werden, unterliegen hoher Fluktuation und werden nur 
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kurze Zeit gehalten, die Fair-Value-Methode wäre angemessen, um die Transparenz 
zu steigern. Weiters sollten gleiche Bewertungsvorschriften für alle Unternehmens-
größen Gültigkeit haben, damit die Vergleichbarkeit sichergestellt ist.275 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass die Bewertung des Lagers genauer sein könnte, durch An-
gabe von Einstandspreis, mögliche Sicherungsbeziehungen, Marktpreis und Men-
ge.276 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
18.8. Andere 
4 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass gleiche Bewertungsvorschriften für alle Unternehmensgrö-
ßen gelten sollten und das LIFO-Verfahren abgeschafft werden sollte.277 1 Stellung-
nehmender spricht sich für die Beibehaltung des Anschaffungskostenprinzips für 
KMU aus. Es sollte nicht dem Trend zur Fair-Value-Methode gefolgt werden.278 1 
Stellungnehmender ist der Ansicht, dass im Zusammenhang mit der Bewertung so 
viele Regelungen wie möglich den nationalen Standardsettern überlassen werden 
sollten.279 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
18.9. Zusammenfassung 
Die Mehrheit der Stellungnehmenden beantwortet die Frage mit „Ja“ und sieht somit 
Raum für Modernisierung und Vereinfachung. Dies zeigt sich auch in jeder einzelnen 
Gruppe, da jeweils mehr Stellungnehmende mit „Ja“ als mit „Nein“ antworten. Unter 
den genannten Argumenten wird etwa die Abschaffung des LIFO-Verfahrens ge-
nannt. Einige gaben jedoch auch an, dass die Beantwortung der Frage weiterer Un-
tersuchungen bedarf. Erneut wird auch die Abstimmung mit den IFRS gefordert. Es 
gab jedoch auch einige Stellungnehmende, die das jetzige System für angemessen 
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19. Notwendiger Detaillierungsgrad der Bewertungsvor-
schriften (Frage 33) 
19.1. Fragestellung 
In Frage 33 sollten die Stellungnehmenden angeben, welche der Bewertungsvor-
schriften mehr oder weniger ausführlich sein sollten. Die Stellungnehmenden wurden 
ebenso gebeten, einen Kommentar zu der Frage abzugeben. 
 
19.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
6 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben an, dass in der Richtlinie nur allgemei-
ne Grundsätze geregelt und detaillierte Regelungen den nationalen Standardsettern 
überlassen sein sollten.280 1 Stellungnehmender gibt an, „dass das Bilanzrecht prin-
zipienorientiert und somit einfach bleibt. Daher muss der Detaillierungsgrad der Re-
gelungen auf das Notwendigste beschränkt bleiben.“281 1 Stellungnehmender hält 
detailliertere Bewertungsvorschriften für Rückstellungen, latente Steuern und Wäh-
rungsumrechnungen für notwendig.282 1 Stellungnehmender hält dies für Leasing, 
Wertminderungen und Unternehmenszusammenschlüsse für erforderlich.283 2 Stel-
lungnehmende sind der Meinung, dass die Regelungen weniger detailliert sein soll-
ten, damit rasch auf die sich ständig ändernden Anforderungen reagiert werden 
kann. Es sollten auch Unstimmigkeiten mit den IFRS vermieden werden.284 
 
19.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt eine Reihe von Themen an, die in der 
Richtlinie ausführlicher behandelt werden sollten, das sind unter anderen Pensionen, 
aktienbasierte Vergütung, Rückstellungen, Derivate, Wertminderung, latente Steuern 
und Leasing.285 2 Stellungnehmende sind der Ansicht, dass über spezifische Bewer-
tungsfragen, wie die Bewertung von Leasingverträgen, ausführlicher diskutiert wer-
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den sollte, bevor dieses Thema im Detail besprochen wird.286 1 Stellungnehmender 
gibt an, dass die Beantwortung der Frage eingehender Analysen bedarf.287 
 
19.4. Standardsetter 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben an, dass die Bewertung nach der Fair-
Value-Methode detaillierter beschrieben sein sollte.288 1 Stellungnehmender ist hin-
gegen der Meinung, dass diese Regelungen weniger ausführlich sein sollten, um mit 
den IFRS in Einklang gebracht zu werden, auch wenn diese geändert werden.289 2 
Stellungnehmende geben an, dass die Bewertung im Zusammenhang mit Leasing, 
Posten in Fremdwährung, als Finanzinvestition gehaltene Immobilien und biologi-
schen Vermögenswerten detaillierter sein sollte.290 2 Stellungnehmende sind der An-
sicht, dass die Bewertungsvorschriften weniger ausführlich sein sollten, um Spiel-
raum für nationale Standardsetter zu lassen.291 1 Stellungnehmender ist der Mei-
nung, dass alle Bewertungsvorschriften detailliert geregelt sein sollten.292 1 Stellung-
nehmender hält es für notwendig, dass die Bewertungsvorschriften einer eingehen-
den Analyse unterzogen werden.293 
 
19.5. Öffentliche Stellen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe gibt an, dass es einfacher wäre, wenn die 
Bewertungsvorschriften in Übereinstimmung mit IFRS-Regelungen sind.294 1 Stel-
lungnehmender gibt an, dass es Überschneidungen zwischen den Bewertungsme-
thoden gibt, und nennt z.B. alternative und Fair-Value-Bewertung. Er ist der Ansicht, 
dass dies vereinheitlicht werden sollte, um die Regelungen zu verkürzen und einfa-
cher zu gestalten. Weiters sollte Übereinstimmung mit den IFRS-Regelungen herr-
schen, um wachsende Unternehmen, die in weiterer Folge auch an einer Börse no-
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tieren, nicht dadurch zu benachteiligen, dass sie andere Bewertungsmethoden an-
zuwenden haben.295 
 
19.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe ist der Ansicht, dass es im Bereich der Be-
wertung zu viele Wahlrechte gibt und daher eine Vereinheitlichung bzw. Reduktion 
wünschenswert wäre.296 1 Stellungnehmender gibt an, dass die Bewertung im Be-
reich Leasing besser beschrieben werden sollte.297 1 Stellungnehmender gibt eine 
Reihe von Themen an, die in der Richtlinie ausführlicher behandelt werden sollten, 
das sind unter anderen Pensionen, aktienbasierte Vergütung, Rückstellungen, Deri-
vate, Wertminderung, latente Steuern und Leasing.298 
 
19.7. Finanzinstitutionen 
In dieser Gruppe wurden zur Frage 33 keine Kommentare abgegeben. 
 
19.8. Andere 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe nimmt zu der Frage Stellung und gibt an, 
dass die Bewertung von Leasing Verträgen in der Richtlinie nicht behandelt wird.299 
 
19.9. Zusammenfassung 
Die Frage wurde von weniger Stellungnehmenden beantwortet. Einerseits wünschen 
sich Stellungnehmende detaillierte Regelungen in Bezug auf bestimmte Bereiche, 
bzw. zur Bewertung nach der Fair-Value-Methode, andererseits gibt es auch mehre-
re Stellungnehmende, die weniger Detail in der Richtlinie vorschlagen und weitere 
Regelungen den nationalen Standardsettern überlassen wollen. Insbesondere die 
Gruppe der Standardsetter scheint in dieser Hinsicht sehr uneinig. Oft wird auch 
nach einer Regelung zur Bewertung von Leasingverträgen verlangt. 
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20. Eingliederung der Siebenten EU-Richtlinie in die Vierte 
EU-Richtlinie (Frage 34) 
20.1. Fragestellung 
In Frage 34 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob sie der Eingliederung der 
Siebenten Richtlinie in die Vierte Richtlinie zustimmen. Es konnte mit „Ja“, „Nein“ und 
„keine Angabe“ geantwortet werden. Zusätzlich sollte ein Kommentar abgegeben 
werden. 
 
20.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
18 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender ist der Meinung, dass die Eingliederung keine unmittelbare Reduktion 
von Verwaltungsaufwand bringt, da die nationale Gesetzgebung für die Rechnungs-
legung relevant ist, aber sicherstellen würde, dass für den konsolidierten Abschluss 
die gleichen Rechnungslegungsgrundsätze gelten wie für den Einzelabschluss.300 1 
Stellungnehmender empfiehlt jedoch, sich bezüglich der detaillierten Regelungen in 
der Siebenten Richtlinie auf die IFRS zu beziehen. 301 2 Stellungnehmende sind der 
Ansicht, dass diese Eingliederung jedoch nachrangige Bedeutung hat.302 3 Stellung-
nehmende geben weiters an, dass die Eingliederung keine Auswirkungen auf natio-
naler Ebene hätte, da sich die Regelungen dadurch nicht ändern würden.303 1 Stel-
lungnehmender gibt an, dass die Siebente Richtlinie vorher ebenfalls einer Überprü-
fung unterzogen werden sollte.304 1 Stellungnehmender meint, dass ein Dokument, in 
dem die Abschlüsse geregelt werden, den Erstellern entgegenkommen würde.305 
 
5 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass die Eingliederung erst nach einer umfassenden Überprüfung der Siebenten 
Richtlinie erfolgen sollte.306 1 Stellungnehmender ist der Ansicht, dass es für kleine 
Unternehmen schwieriger wäre, eine „große“ Richtlinie zu lesen.307 1 Stellungneh-
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mender hält die jetzige Trennung der Richtlinien für angebracht, da die Vierte Richtli-
nie für alle Unternehmen gilt und die Siebente Richtlinie nur für jene, die einen kon-
solidierten Abschluss zu erstellen haben.308 
 
11 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender sieht keinen Nutzen in einer Eingliederung und ist dafür, dass auch mitt-
lere Unternehmen verpflichtend einen konsolidierten Abschluss erstellen müssen, da 
dies die Transparenz erhöhe.309 1 Stellungnehmender gibt an, dass die Eingliede-
rung einen Vorteil haben könnte, es jedoch aufwendig sei und vielleicht kein Schritt in 
Richtung Vereinfachung wäre.310 
 
20.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
10 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass somit ein einheitlicher gesetzlicher Rahmen geschaffen 
würde, was zu begrüßen sei.311 1 Stellungnehmender verspricht sich von der Ein-
gliederung eine Vereinfachung.312 1 Stellungnehmender gibt an, dass eine Richtlinie 
alle relevanten Bestimmungen klarer machen würde.313 1 Stellungnehmender hat 
keine Einwände, wenn dies auch im Zusammenhang mit einer Überarbeitung der 
Siebenten Richtlinie einhergeht, um die Struktur zu vereinfachen und zu erneuern.314 
 
4 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Nein“. 2 Stellung-
nehmende geben an, dass die Eingliederung die Vierte Richtlinie umfangreicher ma-
chen würde, ohne zu einer Kostenreduktion für die Unternehmen zu führen.315 1 Stel-
lungnehmender ist der Meinung, dass es nach einer Eingliederung für kleine Unter-
nehmen schwieriger wäre, die relevanten Informationen herauszulesen, und schlägt 
vor, eine verkürzte Version einer Richtlinie und eine „Vollversion“ zu erstellen.316 
 
9 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
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10 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nehmende begrüßen die Zusammenfassung aller Regelungen in der Vierten Richtli-
nie, da somit auch die Anzahl der Richtlinien reduziert wird. Im Zuge einer Eingliede-
rung könnte auch die Siebente Richtlinie überarbeitet werden.317 1 Stellungnehmen-
der gibt dazu an, dass es ausreichen würde, einen eigenen Abschnitt mit den Best-
immungen über den konsolidierten Abschluss innerhalb der Vierten Richtlinie zu ha-
ben.318 1 Stellungnehmender setzt voraus, dass die Richtlinie nach der Eingliederung 
keine Bestimmungen für kleine und mittlere Unternehmen, einen konsolidierten Ab-
schluss zu erstellen, beinhaltet.319 1 Stellungnehmender fügt hinzu, dass ein umfas-
sendes, zweiteiliges Dokument entstehen würde, das einen Teil beinhaltet, der für 
alle Unternehmen Gültigkeit hat und einen Teil, der nur für Unternehmensgruppen 
gilt.320 
 
4 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender ist ge-
gen eine Eingliederung, da die beiden Richtlinien jeweils einen eigenständigen Be-
reich betreffen.321 1 Stellungnehmender sieht keinen Grund für eine Eingliederung, 
da die derzeitige Aufteilung der Bestimmungen nützlich ist und es scheinbar keine 
Probleme damit gibt.322 1 Stellungnehmender hält die derzeitige Logik getrennter 
Richtlinien für Einzel- und Konzernabschlüsse für angebracht, da die Regelungen 
eindeutig sind und Verwechslungen vermieden werden.323 1 Stellungnehmender ist 
der Meinung, dass die Vierte Richtlinie durch die Eingliederung der Bestimmungen 
über den konsolidierten Abschluss an Lesbarkeit und Klarheit verliert.324 
 
20.5. Öffentliche Stellen 
6 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender sieht den Einzelabschluss und den Konzernabschluss ohnehin miteinan-
der verbunden, deshalb sollten auch die Richtlinien dahingehend koordiniert wer-
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den.325 1 Stellungnehmender gibt an, dass eine Richtlinie die Bestimmungen über-
sichtlicher, zugänglich und verständlich machen.326 1 Stellungnehmender ist der 
Meinung, dass die Eingliederung keinen Unterschied in Bezug auf den Inhalt der 
Vierten Richtlinie macht und keine Auswirkungen auf nationaler Ebene hat, daher 
wäre für Anwender und Nutzer auch keine Veränderung merkbar.327 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“ und gibt an, generell keinen 
Bedarf einer Eingliederung zu sehen.328 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
20.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Nein“. 2 Stellung-
nehmende geben an, dass sich das System eigenständiger Richtlinien bewährt hat 
und eine Eingliederung keine Erleichterung zur Folge hätte, sondern neue Fragen 
bzgl. der Anwendung aufwerfen würde.329 1 Stellungnehmender gibt an, dass die 
Richtlinien klar bestimmte Bereiche betreffen, die am besten voneinander getrennt 
bleiben.330 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender meint, dass es eine gute Idee sein könnte, die Richtlinien zusammenzu-
fassen, jedoch wäre jetzt eindeutig festgelegt, dass die Bestimmungen über den 
konsolidierten Abschluss in der Siebenten Richtlinie geregelt sind.331 
 
20.7. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. Beide Stel-
lungnehmende geben an, dass durch die Eingliederung eine schlank strukturierte 
und moderne Richtlinie geschaffen würde. Es wäre beispielsweise möglich, die Best-
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immungen zum konsolidierten Abschluss in einem eigenen Abschnitt der Vierten 
Richtlinie zu behandeln.332 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
20.8. Andere 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass durch eine Eingliederung der Zusammenhang zwischen 
den Bestimmungen über den Einzelabschluss und jenen über den Konzernabschluss 
sichergestellt sei.333 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“ und ist der Ansicht, dass 
durch die Eingliederung die Richtlinie länger würde, dies jedoch keine Kostenredukti-
on für Unternehmen zur Folge hätte.334 
 
8 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender sieht keinen Zusatznutzen in einer Eingliederung, gibt aber an, dass es 
auch keine negativen Folgen hätte.335 1 Stellungnehmender ist der Meinung, dass 
eine Eingliederung logisch wäre, jedoch nicht vorrangig, und stellt die Frage, ob der 
Nutzen die Kosten übersteigen würde. Wenn die Richtlinien getrennt blieben, sollten 
die enthaltenen Bestimmungen in jedem Fall konsistent sein.336 
 
20.9. Zusammenfassung 
Der überwiegende Teil der Stellungnehmenden ist für eine Eingliederung der Sieben-
ten in die Vierte Richtlinie. Lediglich in der Gruppe der Abschlussadressaten kann 
diese Aussage nicht bestätigt werden, hier sind 3 der 6 Stellungnehmenden gegen 
eine Eingliederung. Es wird des Öfteren angeregt, dass eine Eingliederung erst nach 
einer Überarbeitung der Siebenten Richtlinie durchgeführt werden sollte. Es wird wei-
ters angegeben, dass eine Eingliederung keine Auswirkungen auf nationaler Ebene 
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hätte, da die dortigen Bestimmungen hiervon unverändert blieben. Einige Male wird 
von den Stellungnehmenden, die einer Eingliederung nicht zustimmen, erwähnt, 
dass die Richtlinien voneinander getrennte Unternehmenskategorien betreffen. Wäh-
rend die Vierte Richtlinie alle Unternehmen betrifft, ist dies bei der Siebenten Richtli-





21. Änderung und Modernisierung der Regelungen der 
Siebenten EU-Richtlinie (Frage 35) 
21.1. Fragestellung 
In Frage 35 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob ein Bedarf für Änderungen 
oder eine grundsätzliche Modernisierung der Siebenten Richtlinie besteht. Weiters 
sollten Bereiche aufgezeigt werden, in denen eine Überarbeitung besonders zu be-
grüßen wäre. Es konnte mit „Ja“, „Nein“ und „keine Angabe“ geantwortet werden. 
Zusätzlich sollte ein Kommentar abgegeben werden. 
 
21.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
15 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 4 Stellung-
nehmende geben an, dass sogenannte Zweckgesellschaften in den Konsolidie-
rungskreis aufgenommen werden sollten.337 2 Stellungnehmende sind für die Ab-
schaffung von Wahlrechten innerhalb der Siebenten Richtlinie, um bessere Ver-
gleichbarkeit zu gewährleisten.338 2 Stellungnehmende sind der Meinung, dass die 
Bestimmungen für mittlere Unternehmen im Zusammenhang mit der Erstellung eines 
Konzernabschlusses überprüft werden sollten. Diesbezüglich sollte es keine Aus-
nahme geben, um Transparenz sicherzustellen.339 6 Stellungnehmende äußern sich 
dafür, die Bestimmungen jenen der IFRS anzugleichen.340 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt 
dazu an, dass die Neubewertungsmethode für die Kapitalkonsolidierung vorge-
schrieben sein sollte.341 
 
16 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass für die Beantwortung der Frage eine tiefere Analyse not-
wendig ist.342 
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21.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
9 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nehmende geben an, dass eine Modernisierung grenzüberschreitende Investments 
erleichtern und die Vergleichbarkeit der Abschlüsse innerhalb der EU sicherstellen 
würde.343 1 Stellungnehmender ist der Meinung, dass eine generelle Überarbeitung 
der Siebenten Richtlinie notwendig wäre, um die darin enthaltenen Regelungen zu 
überprüfen und unnötigen Aufwand zu reduzieren.344 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass der Kontrollbegriff und die Regelungen im Zusammenhang mit dem Firmenwert 
näher definiert werden sollten.345 1 Stellungnehmender schlägt vor, die Bestimmun-
gen mit jenen der IFRS abzustimmen.346 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“, gibt dazu jedoch keinen 
Kommentar ab. 
 
13 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“, geben dazu 
jedoch keinen weiteren Kommentar ab. 
 
21.4. Standardsetter 
9 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass durch eine Eingliederung der Siebenten in die Vierte Richt-
linie ohnedies eine Überarbeitung stattfinden würde.347 1 Stellungnehmender hält es 
für wichtig, dass Gruppen von kleinen Unternehmen innerhalb der EU weiterhin die 
Regelungen der Siebenten Richtlinie anzuwenden haben anstatt jene der IFRS. Die 
Siebente Richtlinie sollte jedoch trotzdem dahingehend modernisiert werden, dass 
die Kernelemente mit den IFRS übereinstimmen.348 2 Stellungnehmende geben an, 
dass die Bestimmungen der Siebenten Richtlinie mehr auf Prinzipien beruhen sollten 
und die detaillierten Vorschriften den nationalen Standardsettern überlassen werden 
sollten. Diese könnten dann entscheiden, ob sie eigene Regelungen vorschreiben 
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oder die IFRS anzuwenden sind.349 1 Stellungnehmender ist der Ansicht, dass die 
Siebente Richtlinie hinsichtlich des Kontrollkonzepts und dem Konsolidierungskreis 
verbessert werden könnte.350 1 Stellungnehmender sieht eine Überarbeitung der 
Siebenten Richtlinie als notwendig an, um die Bestimmungen an jene der IFRS an-
zugleichen.351 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender hält es 
nicht für notwendig, Änderungen durchzuführen.352 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass die Bestimmungen der Siebenten Richtlinie angemessen sind.353 1 Stellung-
nehmender ist der Meinung, dass eine Überarbeitung nur im Zusammenhang mit 
einer Eingliederung der Siebenten in die Vierte Richtlinie stattfinden sollte.354 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“, geben dazu 
jedoch keinen weiteren Kommentar ab. 
 
21.5. Öffentliche Stellen 
3 Stellungnehmende aus dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass die Bestimmungen der Siebenten Richtlinie in der Praxis 
gut umzusetzen sind, jedoch der Konsolidierungskreis überprüft werden könnte, da 
die Bestimmungen in den Mitgliedstaaten unterschiedlich sind.355 1 Stellungnehmen-
der ist der Ansicht, dass weitere Verbesserungen im Zusammenhang mit der Ab-
stimmung der Regelungen in der Siebenten Richtlinie und den IFRS notwendig 
sind.356 
 
6 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“, geben dazu 
jedoch keinen weiteren Kommentar ab. 
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21.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
1 Stellungnehmender in dieser Gruppe beantwortet die Frage mit „Ja“ und gibt an, 
dass eine Modernisierung die Vergleichbarkeit von Jahresabschlüssen innerhalb der 
EU gewährleisten und die Informationsqualität erhöhen würde. Weiters sollten die 
Bestimmungen hinsichtlich des Konsolidierungskreises näher definiert werden.357 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender ist der 
Meinung, dass eine Überarbeitung der Siebenten Richtlinie derzeit nicht notwendig 
sei.358 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“, geben dazu 
jedoch keinen weiteren Kommentar ab. 
 
21.7. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“ und geben an, 
dass die Vierte und die Siebente Richtlinie konsistent sein sollten und daher die 
Überarbeitung auch die Siebente Richtlinie umfassen sollte.359 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“, geben dazu 
jedoch keinen weiteren Kommentar ab. 
 
21.8. Andere 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender ist der Meinung, dass durch die Modernisierung grenzüberschreitende 
Investments einfacher werden, bessere Vergleichbarkeit der Konzernabschlüsse in-
nerhalb der EU gewährleistet und das öffentliche Vertrauen in die Siebente Richtlinie 
verbessert wird.360 
 
10 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
                                                 
357 Vgl. SN 5, S. 27 
358 Vgl. SN 1, S. 10 
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Der Großteil der Stellungnehmenden ist für eine Änderung und Modernisierung der 
Siebenten Richtlinie. Einzig in der Gruppe der Abschlussersteller überwiegen die 
Stellungnehmenden, welche die Frage mit „Nein“ beantworten. In den Kommentaren 
werden weitere Bestimmungen zum Kontrollkonzept und zum Konsolidierungskreis 
gefordert. Weiters wurde die Aufnahme von Zweckgesellschaften in den Konsolidie-
rungskreis und eine Reduktion der Wahlrechte in Bezug auf die Kapitalkonsolidie-
rung angesprochen. Einige Stellungnehmende sind der Meinung, dass nur die Prin-
zipien zur Konsolidierung in der Siebenten Richtlinie festgelegt, detailliertere Rege-





22. Überarbeitung von Wortlaut und Formulierungen der 
Vierten und Siebenten EU-Richtlinie (Frage 36) 
22.1. Fragestellung 
In Frage 36 sollten die Stellungnehmenden angeben, ob der Wortlaut und die Formu-
lierungen der Siebenten und Vierten Richtlinie rationalisiert und modernisiert werden 
sollten. Es konnte mit „Ja“, „Nein“ und „keine Angabe“ geantwortet werden. Zusätz-
lich sollten Beispiele angegeben werden. 
 
22.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
20 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass die Rationalisierung und Modernisierung nicht zwingend die 
Übernahme der IFRS-Formulierungen ohne Überprüfung bedeuten muss. Jede Än-
derung sollte sorgfältig und kritisch analysiert werden.361 5 Stellungnehmende sind 
der Meinung, dass der Wortlaut an die IFRS angeglichen werden sollte.362 Auch der 
Begriff Jahresbericht wird als missverständlich hervorgehoben.363 1 Stellungneh-
mender betont, dass eine Übereinstimmung der Formulierungen in der Siebenten 
und Vierten Richtlinie gegeben sein sollte.364 2 Stellungnehmende geben an, dass 
Wortlaut und Formulierungen im Zuge einer kompletten Überarbeitung angepasst 
werden sollten.365 
 
5 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender ist der 
Meinung, dass eine Änderung des Wortlautes auch zu Änderungen des Begriffsver-
ständnisses führen würde.366 1 Stellungnehmender sieht diese Angelegenheit nicht 
als dringend an.367 
 
                                                 
361 Vgl. SN 18, S. 26 
362 Vgl. SN 46, S. 13; SN 48, S. 24; SN 65, S. 9; SN 80, S. 26; SN 99, S. 7 
363 Vgl. SN 46, S. 13; SN 80, S. 26 
364 Vgl. SN 71, S. 20 
365 Vgl. SN 56, S. 9; SN 99, S. 7 
366 Vgl. SN 15, S. 12 




9 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender hält eine eingehende Analyse für die Beantwortung der Frage für not-
wendig.368 
 
22.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
10 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 2 Stellung-
nehmende geben an, dass es notwendig ist, den Wortlaut der Vierten und Siebenten 
Richtlinie zu rationalisieren, um Widersprüchlichkeiten auszuräumen und die Zu-
sammenhänge sicherzustellen. Es sollte jedoch vermieden werden, unnötige Ände-
rungen der Formulierungen durchzuführen, da diese sowohl den Erstellern, als auch 
den Stakeholdern geläufig sind.369 1 Stellungnehmender sieht die Überprüfung der 
Richtlinien als generelle Chance für eine Überarbeitung, gibt jedoch an, keine ge-
naueren Angaben machen zu können, da die Konsultationsperiode zu kurz sei.370 1 
Stellungnehmender ist dafür, die Formulierungen aus den IFRS zu übernehmen.371 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“, geben dazu jedoch keinen 
weiteren Kommentar ab. 
 
12 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
22.4. Standardsetter 
12 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass die Überarbeitung der Richtlinien hinsichtlich Wortlaut und 
Formulierungen ein laufender Prozess sein sollte.372 1 Stellungnehmender sieht kei-
ne Möglichkeit, den Wortlaut und die Formulierungen zu rationalisieren und zu mo-
dernisieren, ohne dabei auch die Richtlinien inhaltlich zu ändern.373 1 Stellungneh-
mender ist dafür, die Übersetzungen in die Landessprachen der Mitgliedstaaten zu 
überprüfen, die Formulierungen zu aktualisieren und Unstimmigkeiten zu beseitigen. 
In diesen Prozess sollten auch nationale Standardsetter einbezogen werden, um die 
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Qualität der Übersetzungen zu gewährleisten.374 1 Stellungnehmender gibt an, dass 
die Struktur der Richtlinien aufgrund der vielen Änderungen und Wahlrechte nicht 
nachvollziehbar ist und daher eine Restrukturierung und Modifizierung notwendig 
wäre.375 1 Stellungnehmender sieht Inkonsistenzen im Wortlaut der Richtlinien und 
gibt an, dass dieser veraltet und inzwischen nicht mehr gebräuchlich ist.376 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“ und gibt an, dass die Richtli-
nien nicht modifiziert werden sollten. Wenn die Richtlinien jedoch einer Reform un-
terzogen werden, wäre es praktisch, die Definitionen in einem separaten Artikel am 
Anfang der Richtlinie zusammenzufassen.377 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“.  
 
22.5. Öffentliche Stellen 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender sieht es nicht als vorrangiges Thema an, würde eine Rationalisierung 
und Modernisierung jedoch begrüßen.378 
 
1 Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“ und sieht die Rechtskontinui-
tät gefährdet, da sich die Erläuterungen zu bestimmten Formulierungen ändern und 
ältere Gerichtsentscheidungen dadurch ihre Gültigkeit verlieren könnten.379 
 
3 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender hält eine Modernisierung nur in wenigen Fällen für notwendig und nennt 
als Beispiel den irreführenden Begriff Jahresbericht, der seiner Meinung nach durch 
Managementbericht ersetzt werden könnte.380 
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377 Vgl. SN 61, S. 33 
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22.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass Inkonsistenzen ausgeräumt werden und die Richtlinien hin-
sichtlich Wortlaut und Formulierungen übereinstimmen sollten.381 1 Stellungnehmen-
der hält eine Rationalisierung und Modernisierung des Wortlautes für notwendig für 
ein besseres Verständnis der Bestimmungen, um Fehlinterpretationen zu vermeiden 
und für eine bessere Harmonisierung und Standardisierung der Vierten und Sieben-
ten Richtlinie.382 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Nein“. 1 Stellungnehmender gibt an, 
dass sich die Formulierungen bewährt hätten.383 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
22.7. Finanzinstitutionen 
2 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“, geben dazu 
jedoch keinen weiteren Kommentar ab. 
 
2 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 
 
22.8. Andere 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „Ja“. 1 Stellung-
nehmender gibt an, dass es notwendig ist, den Wortlaut der Vierten und Siebenten 
Richtlinie zu rationalisieren, um Widersprüchlichkeiten auszuräumen und die Zu-
sammenhänge sicherzustellen. Es sollte jedoch vermieden werden unnötige Ände-
rungen der Formulierungen durchzuführen, da diese sowohl den Erstellern, als auch 
den Stakeholdern geläufig sind.384 1 Stellungnehmender ist der Meinung, dass Wort-
laut und Formulierungen an die IFRS angepasst werden sollten.385 
                                                 
381 Vgl. SN 5, S. 27 
382 Vgl. SN 75, S. 23 
383 Vgl. SN 1, S. 11 
384 Vgl. SN 6, S. 33 




9 Stellungnehmende beantworten die Frage nicht mit „Ja“ oder „Nein“. 1 Stellung-
nehmender ist der Meinung, dass die Kosten den Nutzen übersteigen, da Umstel-
lungskosten anfallen und Rechtsunsicherheiten auftreten könnten.386 
 
22.9. Zusammenfassung 
Die Mehrheit der Stellungnehmenden ist dafür, den Wortlaut und die Formulierungen 
in der Vierten und Siebenten Richtlinie zu rationalisieren und zu modernisieren. Le-
diglich in der Gruppe der Abschlussadressaten ist die Anzahl derer, welche die Frage 
mit „Ja“ beantworten, gleich derer, die mit „Nein“ antworten. Einige Stellungnehmen-
de fordern, den Wortlaut und die Formulierungen an die IFRS anzugleichen. Des Öf-
teren wurde die Formulierung Jahresbericht als Beispiel für eine problematische 
Formulierung genannt. Diese ist nicht eindeutig und führt zu Missverständnissen. 
Einige Stellungnehmende gaben jedoch auch an, dass die derzeitigen Formulierun-
gen angemessen sind und nicht geändert werden sollten. 
                                                 





23. Ausblick auf die zukünftige Rolle der Vierten und Sie-
benten EU-Richtlinie (Frage 37) 
23.1. Fragestellung 
In Frage 37 sollten die Stellungnehmenden einen Kommentar zur zukünftigen Rolle 
der EU-Richtlinien als gesetzlicher Rahmen für die Rechnungslegung von nicht bör-
sennotierten Unternehmen innerhalb der EU abgeben. 
 
23.2. Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
26 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben einen Kommentar ab. Alle sprechen 
sich für das weitere Bestehen der Richtlinien aus. Die Richtlinien werden von den 
Stellungnehmenden als eigenständige Konzepte zur Rechnungslegung gesehen, die 
auch als solche weiterentwickelt werden sollten, um eine Alternative zu den IFRS 
darzustellen. 1 Stellungnehmender ist der Meinung, dass letztere ohnehin für kleine 
und mittlere Unternehmen zu kompliziert sind.387 Mehrere Stellungnehmende sind 
jedoch dafür, dass deren Anwendung erlaubt ist. Von der Überarbeitung erwarten 
sich die Stellungnehmenden die Verbesserung der Vergleichbarkeit und eine Reduk-
tion von Wahlrechten. Stellungnehmende geben an, dass die Richtlinien einen Rah-
men für die Rechnungslegung darstellen sollten, der auf Prinzipien wie z.B. Gläubi-
gerschutz und Kapitalerhaltung beruht, wobei die detaillierten Regelungen den Stan-
dardsettern auf nationaler Ebene überlassen sein sollten. Dieser Rahmen sollte ge-
nug Flexibilität erlauben, um auf die zukünftigen Entwicklungen in der Rechnungsle-
gung reagieren zu können. 
 
23.3. Abschlussersteller exkl. Finanzinstitutionen 
15 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben einen Kommentar ab. Alle sprechen 
sich für das weitere Bestehen der Richtlinien aus, auch deren Überarbeitung wird von 
vielen Stellungnehmenden begrüßt. Die Richtlinien sollten neben den IFRS bestehen 
bleiben, wobei manche Stellungnehmende eine Harmonisierung mit den IFRS befür-
worten, andere sind jedoch gegen eine Annäherung, da die IFRS zu sehr auf Regeln 
beruhen, während die Richtlinien auf Prinzipien wie z.B. dem Prinzip des Gläubiger-
                                                 




schutzes, dem Vorsichtsprinzip, dem Realisationsprinzip, dem Anschaffungskosten-
prinzip, dem Prinzip der Kapitalerhaltung usw. basieren. 1 Stellungnehmender betont 
besonders die Notwendigkeit der Richtlinien und als Wahlrecht die IFRS, da letztere 
eine größere Zielgruppe haben, als die Richtlinien.388 1 Stellungnehmender hebt die 
Rolle der Richtlinien besonders für kleinste und kleine Unternehmen hervor. Diese 
benötigen die finanziellen Informationen um Zugang zu Finanzierung zu haben und 
für Lieferanten und Kunden.389 2 Stellungnehmende nehmen im Zusammenhang mit 
den prinzipienbasierten Richtlinien Bezug auf die Fair Value Bewertung. Diese bietet 
im Gegensatz zum Anschaffungskostenprinzip weniger verlässliche Informationen, 
da ein Vergleichswert oft nicht bestimmt werden kann.390 
 
23.4. Standardsetter 
13 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben einen Kommentar ab. Alle sprechen 
sich für das weitere Bestehen der Richtlinien aus. Diese sollten einen Rahmen für die 
Rechnungslegung von nicht börsennotierten Unternehmen bilden, der den Bedürf-
nissen der Stakeholder gerecht wird. Die Richtlinien sollten die Vergleichbarkeit von 
Jahresabschlüssen innerhalb der EU sicherstellen, da auch kleine Unternehmen oft 
grenzüberschreitenden Handel betreiben und sich so in einem erweiterten Wettbe-
werb befinden. In diesem Zusammenhang spielen einheitliche Jahresabschlüsse ei-
ne wesentliche Rolle, da sie den Vergleich von Unternehmen erleichtern.391 1 Stel-
lungnehmender betont die Rolle der Richtlinien und den demokratischen Prozess, in 
dem sie umgesetzt werden. Dies stellt sicher, dass alle Stakeholder Einfluss nehmen 
können und ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Verwaltungsaufwand und dem 
Nutzen besteht.392 
 
23.5. Öffentliche Stellen 
5 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben einen Kommentar ab. Alle sprechen 
sich für das weitere Bestehen der Richtlinien aus. 1 Stellungnehmender ist der Mei-
nung, dass die Richtlinien den IFRS vorzuziehen sind, da diese zu komplex für kleine 
                                                 
388 Vgl. SN 29, S. 28 
389 Vgl. SN 47, S. 16 
390 Vgl. SN 21, S. 25; SN 22, S.24 
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Unternehmen sein könnten, sich Unternehmen nur an einem Regelwerk orientieren 
sollten und die Gefahr besteht, dass sie sich im Lauf der Zeit oft ändern. In diesem 
Zusammenhang wird die relativ hohe Stabilität der Richtlinien in den vergangenen 30 
Jahren hervorgehoben.393 2 Stellungnehmende geben an, dass die Richtlinien auf 
die Bereitstellung von Informationen für unterschiedliche Zielgruppen ausgerichtet 
sein sollten und nicht nur Gläubigerschutz im Vordergrund stehen sollte.394 1 Stel-
lungnehmender ist der Ansicht, dass es an der Zeit ist, die Richtlinien zu überarbei-
ten, dies jedoch eine mittelfristige Aufgabe ist und nicht durch einige Änderungen 
rasch erledigt werden kann.395 
 
23.6. Abschlussadressaten exkl. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben einen Kommentar ab. Alle sprechen 
sich für das weitere Bestehen der Richtlinien aus. Die Stellungnehmenden heben die 
Prinzipien der Richtlinie wie z.B. das Vorsichtsprinzip und Fortführungsprinzip her-
vor.396 1 Stellungnehmender betont die Wichtigkeit qualitativ hochwertiger Rech-
nungslegungssysteme und gibt an, dass die IFRS für europäische Klein- und Mittel-
betriebe nicht zweckmäßig sind.397 1 Stellungnehmender bevorzugt gemeinsame 
Rechnungslegungsgrundsätze auf europäischem Niveau und gibt an, dass der Gläu-
bigerschutz und das Vorsichtsprinzip die Leitlinien in der weiteren Entwicklung der 
Richtlinien sein sollten.398 
 
23.7. Finanzinstitutionen 
3 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben einen Kommentar ab. Alle sprechen 
sich für das weitere Bestehen der Richtlinien aus. 1 Stellungnehmender gibt zusätz-
lich an, dass es im Zusammenhang mit den IFRS zahlreiche Probleme gibt, z.B. im 
Hinblick auf die Bewertung, und es daher zu früh ist, die IFRS auf alle Unternehmen 
anzuwenden.399 1 Stellungnehmender betont, dass der Gläubigerschutz bei der 
                                                 
393 Vgl. SN 26, S. 27 
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Überarbeitung der Richtlinien im Mittelpunkt stehen sollte.400 1 Stellungnehmender 
hält die Richtlinien für besonders wichtig, wenn es darum geht, Unternehmen, die 




6 Stellungnehmende in dieser Gruppe geben einen Kommentar ab. Alle sprechen 
sich für das weitere Bestehen der Richtlinien aus. 1 Stellungnehmender hebt die 
Wichtigkeit der Prinzipien wie das Vorsichtsprinzip, das Realisationsprinzip und das 
Anschaffungskostenprinzip hervor. Weiters müssen die Nutzer der Jahresabschlüsse 
identifiziert und auf deren Bedürfnisse eingegangen werden.402 1 Stellungnehmender 
gibt an, dass die EU die Verantwortung für die Rechnungslegung nicht abgeben soll-
te und die Richtlinien ein Gegenstück zu den IFRS bilden sollten.403 1 Stellungneh-
mender hält es für wichtig, dass durch einheitliche Rechnungslegungsstandards Kos-
ten reduziert werden.404 1 Stellungnehmender ist der Meinung, dass die zukünftige 
Entwicklung der Richtlinien an den Bedürfnissen der Anteilseigner ausgerichtet sein 
sollte.405 1 Stellungnehmender ist der Ansicht, dass die Richtlinien keine Alternative 
zu den IFRS sondern mit diesen vollständig harmonisiert sein sollten, um Konsistenz 
in der Berichterstattung zu gewährleisten, wenn Unternehmen wachsen.406 1 Stel-
lungnehmender sieht die zukünftige Rolle der Richtlinien als Rahmen, innerhalb wel-
chem nationale Standardsetter detaillierte Regelungen vorgeben.407 
 
23.9. Zusammenfassung 
In den Stellungnahmen wird einstimmig angegeben, dass die Richtlinien bestehen 
bleiben sollten. Unterschiede gibt es jedoch hinsichtlich der Frage, in welcher Form 
dies geschehen sollte. Einige sind dafür, dass die Richtlinien als eigenständige Alter-
native zu den IFRS bestehen bleiben, während andere eine Harmonisierung mit Letz-
teren fordern. Einige geben an, dass die Richtlinien einen Rahmen bilden sollten, der 
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auf Prinzipien beruht. In diesem Rahmen sollte es jedoch den nationalen Stan-
dardsettern überlassen werden, weitere Anforderungen zu bestimmen. In Bezug auf 
die IFRS geben einige der Stellungnehmenden an, dass diese für KMU in der EU 
nicht angemessen sind, wobei es auch Kommentare für deren Anwendung gibt. 
 
Kritik wurde an der Fair-Value-Methode im Zusammenhang mit der Bewertung geübt. 







In den vorangegangenen Kapiteln wurden die Stellungnahmen zum Konsultations-
papier zur Überprüfung der Vierten und Siebenten EU-Rechnungslegungsrichtlinie 
ausgewertet. Insgesamt kann gesagt werden, dass eine Überarbeitung der EU-
Rechnungslegungsrichtlinien befürwortet wird. Es wurden die Stellungnahmen zu 
den Themen Elemente des Jahresabschlusses, Gliederung des Jahresabschlusses, 
Anhangangaben, Bewertung, Vereinheitlichung der Richtlinien und zukünftige Rolle 
der Richtlinien behandelt. In Bezug auf die verschiedenen Verfassergruppen kann 
grundsätzlich gesagt werden, dass diese sehr einheitlich antworten. Lediglich bei 
Frage 24 (Verankerung einer Mindestgliederung für die Bilanz und die Gewinn- und 
Verlustrechnung) antwortet die Gruppe der Abschlussadressaten anders als die übri-
gen Gruppen. In der Frage geht es um eine Mindestgliederung für die Bilanz und die 
GuV. Während andere Gruppen mehrheitlich für eine solche Mindestgliederung sind, 
fürchtet die Gruppe der Abschlussadressaten einen Informationsverlust, wenn von 
Unternehmen weniger Angaben gefordert werden. Auch bei Frage 26 (Erstellung ei-
ner limitierten Anzahl von Finanzkennzahlen anstatt einer Bilanz und einer Gewinn- 
und Verlustrechnung) kann eine Gruppe identifiziert werden, die nicht der Ansicht der 
anderen Gruppen ist. Die Abschlussersteller befürworten den Vorschlag einer Liste 
mit finanziellen Kennzahlen.  
 
Im Folgenden werden die Ergebnisse nun noch einmal zusammengefasst. 
- In Frage 11 werden die Stellungnehmenden zu Vereinfachungen hinsichtlich 
der Elemente des Jahresabschlusses befragt. Hier sieht die Mehrheit keinen 
weiteren Spielraum für Vereinfachungen. 
- In Frage 12 werden die Stellungnehmenden zur Notwendigkeit der Erstellung 
einer Kapitalflussrechnung befragt. Die Mehrheit spricht sich für die Pflicht zur 
Erstellung für mittlere und große Unternehmen aus. 
- In Frage 13 werden die Stellungnehmenden zur Verankerung einer Mindest-
gliederung für eine Kapitalflussrechnung befragt, der Großteil ist dafür. 
- In Frage 14 sollten Angaben zum Aufwand in der Verbindung mit der Erstel-
lung einer Kapitalflussrechnung gemacht werden. Aufgrund der geringen Ant-





- In Frage 15 werden die Stellungnehmenden zum Nutzen einer Kapitalfluss-
rechnung befragt. Der Großteil hält eine Kapitalflussrechnung für „sehr nütz-
lich“. 
- In Frage 16 werden die Stellungnehmenden zur Verpflichtung zur Erstellung 
einer Kapitalflussrechnung befragt. In einigen Ländern ist die Erstellung einer 
Kapitalflussrechnung für mittlere und große Unternehmen bzw. für Unterneh-
men, die einen Konzernabschluss erstellen müssen, verpflichtend. Einige Stel-
lungnehmende geben an, dass in den nationalen Gesetzen keine Verpflich-
tung zur Erstellung einer Kapitalflussrechnung vorgesehen ist. 
- In Frage 22 werden die Stellungnehmenden zu einer einheitlichen Gliederung 
für die Bilanz und die GuV befragt. Die Mehrheit der Stellungnehmenden ist 
für eine solche Gliederung und hält vor allem auch eine Mindestgliederung für 
notwendig. 
- In Frage 23 werden die Stellungnehmenden zur Reduktion der bestehenden 
Gliederungsmöglichkeiten für die Bilanz und GuV befragt. Die Mehrheit ist für 
eine Reduktion. 
- In Frage 25 werden die Stellungnehmenden zur Modernisierung und Ände-
rung der bestehenden Gliederungen für die Bilanz und GuV befragt. Hier sieht 
die Mehrheit Raum für Modernisierung und Änderungen. 
- In Frage 27 werden die Stellungnehmenden zur Abschaffung des Ausweises 
außerordentlicher Posten befragt. Die Stellungnehmenden sind im Hinblick auf 
diese Frage geteilter Ansicht. Die Gruppe der Wirtschaftsprüfer und Steuerbe-
rater, Standardsetter und Abschlussadressaten sind für die Abschaffung der 
Posten, während die Mehrheit der Abschlussersteller, öffentlichen Stellen, Fi-
nanzinstitutionen und Anderen die Posten beibehalten will. 
- In Frage 28 werden die Stellungnehmenden zum Nutzen des Ausweises au-
ßerordentlicher Posten in der GuV befragt. Von der Mehrheit werden die au-
ßerordentlichen Posten als nützlich erachtet. 
- In Frage 29 werden die Stellungnehmenden zu Anhangangaben für kleine Un-
ternehmen und weitere Angabepflichten für mittlere und große Unternehmen 
befragt. Der Großteil hält zusätzliche Angaben für nicht notwendig. 
- In Frage 30 werden die Stellungnehmenden zu Informationen, die speziell für 
den Anhang aufbereitet werden, und die Kosten für deren Aufbereitung be-




erstellt werden müssen, einige geben an, dass die Informationen ohnehin vor-
handen sind. Mehrere geben an, dass die Aufbereitung mit der Information 
Kosten verursacht. 
- In Frage 31 werden die Stellungnehmenden gebeten unnütze und irrelevante 
Offenlegungspflichten zu identifizieren. Hier kann keine klare Richtung seitens 
der Stellungnehmenden erkannt werden. 
- In Frage 32 werden die Stellungnehmenden zur Modernisierung und Vereinfa-
chung der Bewertungsvorschriften befragt. Die Mehrheit der Stellungnehmen-
den sieht Raum für Modernisierung und Vereinfachung. 
- In Frage 33 werden die Stellungnehmenden zum notwendigen Detaillierungs-
grad der Bewertungsvorschriften befragt. Die Stellungnehmenden wünschen 
sich einerseits detaillierte Regelungen in Bezug auf bestimmte Bereiche, an-
dererseits schlagen mehrere vor, weitere Regelungen den Standardsettern zu 
überlassen. 
- In Frage 34 werden die Stellungnehmenden zur Eingliederung der Siebenten 
EU-Richtlinie in die Vierte EU-Richtlinie befragt. Die Mehrheit spricht sich für 
die Eingliederung aus. 
- In Frage 35 werden die Stellungnehmenden zur Änderung und Modernisie-
rung der Regelungen der Siebenten EU-Richtlinie befragt. Der Großteil ist für 
eine Änderung und Modernisierung. 
- In Frage 36 werden die Stellungnehmenden zur Überarbeitung von Wortlaut 
und Formulierungen der Vierten und Siebenten EU-Richtlinie befragt. Die 
Mehrheit ist dafür, den Wortlaut und die Formulierungen zu rationalisieren und 
zu modernisieren. 
- In Frage 37 werden die Stellungnehmenden zum Ausblick auf die zukünftige 
Rolle der Vierten und Siebenten EU-Richtlinie befragt. Die Mehrheit spricht 
sich für das weitere Bestehen der Richtlinien aus. 
 
Grundsätzlich kann gesagt werden, dass die Stellungnehmenden einer Überarbei-
tung der EU-Rechnungslegungsrichtlinien, hinsichtlich der in dieser Diplomarbeit be-
handelten Fragestellungen, positiv gegenüber stehen. Dies zeigt sich auch in den 
verschiedenen Verfassergruppen. Es kann jedoch nicht festgestellt werden, dass 





Am 25. Oktober 2011 hat die Europäische Kommission einen Vorschlag zu einer 
neuen Richtlinie präsentiert. Dieser soll die Vierte und Siebente EU-
Rechnungslegungsrichtlinie ersetzen und modernisieren. In Zusammenhang mit den 
Ergebnissen dieser Diplomarbeit ist an dieser Stelle zu erwähnen, dass dieser Vor-
schlag sowohl die Bestimmungen über den Einzelabschluss als auch den konsoli-
dierten Abschluss beinhaltet, was mit dem Ergebnis der Analyse der Stellungnahmen 
in Kapitel 20 dieser Diplomarbeit übereinstimmt. Weiters wurden z.B. die Gliede-
rungsmöglichkeiten für die Bilanz und die GuV reduziert. In Art. 9 findet sich nur noch 
eine Gliederung für die Bilanz. Für die GuV gibt es nunmehr eine Gliederung nach 
Eigenart der Aufwendung (Gesamtkostenverfahren) in Art. 13 und nach Funktion der 
Aufwendung (Umsatzkostenverfahren) in Art. 14.408 Die Reduktion wurde auch von 
den Stellungnehmenden zu Frage 23 in Kapitel 9 der vorliegenden Diplomarbeit be-
fürwortet. Es soll jedoch in dieser Arbeit nicht näher auf den Vorschlag eingegangen 
werden. 
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Anhang A: Stellungnahmen 
SN Ersteller Land 
1 Bundesarbeitskammer (AK) AT 
2 Wirtschaftskammer Österreich (WKO) AT 
3 Ministry of Justice Austria AT 
4 Chamber of Auditors of the Azerbaijan Republic AZ 
5 Algemeen Christelijk Vakverbond (ACV) BE 
6 Belgian Accounting Standards Board (CNC-CBN) BE 
7 Febelfin BE 
8 UNIZO BE 
9 Institut des Réviseurs d’Entreprises – Instituut van de Bedrijfsrevisoren 
(IRE-IBR) 
BE 
10 Ministry of Finance of the Czech Republic CZ 
11 Czech Chamber of Commerce CZ 
12 Handwerkskammer Niederbayern·Oberpfalz (HWKNO) DE 
13 Federation of German Industrie (BDI) DE 
14 Confederation of German Trade Unions (DBG) DE 
15 Deutscher Genossenschafts und Raiffeisenverband e. V. (DGRV) DE 
16 Deutsches Rechnungslegungs Standards Committee e.V. (DRSC) DE 
17 Kölner Gesprächskreis Internationales Bilanzrecht e.V. (GK IBR) DE 
18 Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) DE 
19 Vereinigung zur Mitwirkung an der Entwicklung des Bilanzrechts für 
Familiengesellschaften e.V. (VMEBF) 
DE 
20 Wirtschaftsprüferkammer (WPK) DE 
21 Zentralverband des Deutschen Handwerks e. V. (ZDH) DE 
22 Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe (ZDK) DE 
23 Zentraler Kreditausschuss (ZK), Bundesverband der Deutschen 
Volksbanken und Raiffeisenbanken e.V. (BVR) 
DE 
24 Bundessteuerberaterkammer (BStBK) DE 
25 DATEV DE 
26 Deutsche Bundesbank DE 
27 Deutscher Steuerberaterverband e.V. (DSTV) DE 




29 Confederation of Danish Industries (DI) DK 
30 Registrerede Revisorer (FRR) DK 
31 Foreningen af Statsautoriserede Revisorer (FSR) DK 
32 Erhvervs- og Selskabsstyrelsen - Danish Commerce and Companies 
Agency 
DK 
33 Union of Listed Companies in Greece (ULC) EL 
34 Asociacion Multisectorial de la Información (ASEDIE) ES 
35 Instituto de Contabilidad y Auditoría de Cuentas (ICAC) ES 
36 Instituto de Censores Jurados de Cuentas de España (ICJCE) ES 
37 186 same responses from Spanish Users - sample response ES 
38 Banco de Espana ES 
39 Land and Mercantile Registrars Association of Spain ES 
40 Arco Mediterráneo de Auditores (AMA) EU 
41 European Insurers Federation (CEA) EU 
42 European Association of Co-operative Banks (EACB) EU 
43 European Association of Public Banks (EAPB) EU 
44 European Federation of Accountants and Auditors for small and 
medium-sized enterprises (EFAA) 
EU 
45 European Group of International Accounting Networks and Associations 
(EGIAN) 
EU 
46 Federation of European Accountants (FEE) EU 
47 The European Association of Craft, Small and Medium-sized 
Enterprises (UEAPME) 
EU 
48 Deloitte EU 
49 European Newspaper Publishers’ Association (ENPA) EU 
50 European Issuers 1 EU 
51 European Issuers 2 EU 
52 Grant Thornton International EU 
53 KPMG EU 
54 NASDAQ OMX Group EU 
55 XBRL Europe EU 
56 HTM-tilintarkastajat ry FI 
57 Finnish Institute of Authorised Public Accountants FI 




59 Mouvement des Entreprises de France (MEDEF) FR 
60 Chamber of Hungarian Auditors HU 
61 Ministry of Finance - Hungary HU 
62 The Institute of Chartered Accountants in Ireland (ICAI) IE 
63 Small Firms Association (SFA) IE 
64 Organismo Italiano di Contabilita (OIC) IT 
65 Assirevi IT 
66 Borsa Italiana IT 
67 Studio Bazzotti IT 
68 Studio Parini & Parini IT 
69 Ministry of Finance of the Republic of Lithuania & Authority of Audit and 
Accounting 
LT 
70 Commission des Normes Comptables (CNC - LU) LU 
71 Institut des Réviseurs d’Entreprises (IRE) LU 
72 Ordre des Experts-Comptables (OEC) (LU) LU 
73 Arcelormittal SA LU 
74 SES SA LU 
75 STATEC LU 
76 Dutch Accounting Standards Board (DASB) NL 
77 The Netherlands Chamber of Commerce (KvK) NL 
78 Nederlandse Orde van Accountants-Administratieconsulenten (NOvAA) NL 
79 EUMEDION NL 
80 Royal NIVRA NL 
81 The Netherlands Government NL 
82 Statistics Norway NO 
83 Polish Accounting Standards Committee PL 
84 Comissão de Normalização Contabilística (CNC) PT 
85 Ordem dos Revisores Oficiais de Contas (OROC) PT 
86 Ministry of Finance - Romania RO 
87 FAR SRS SE 
88 Företagarna - Swedish Federation of Business Owners SE 
89 Ministry of Justice Sweden SE 
90 Chamber of Commerce of Slovenia - Chamber of Accountant Services SL 




92 Ministry of Finance of Slovak Republic SK 
93 Association of Chartered Certified Accountants (ACCA) UK 
94 Association of Company Registration Agents (ACRA) UK 
95 Association of Investment Companies (AIC) UK 
96 Accounting Standards Board (ASB) UK 
97 Confederation of British Industry (CBI) UK 
98 Institute of Chartered Accountants in England and Wales (ICAEW) UK 
99 Institute of Chartered Accountants of Scotland (ICAS) UK 
100 International Valuation Standards Council (IVSC) UK 
101 The Law Society of England and Wales UK 





Anhang B: Abstract 
Die Europäische Kommission hat es sich als Ziel gesetzt, die Belastung für KMU in 
Europa zu reduzieren um diese wettbewerbsfähiger zu machen. Im Zuge dessen 
sollte die Vierte und Siebente EU-Rechnungslegungsrichtlinie überprüft werden. Zu 
diesem Zweck hat die Europäische Kommission am 26. Februar 2009 ein Konsultati-
onspapier präsentiert. Darin wurden wesentliche Punkte zu einer Überprüfung und 
Überarbeitung der EU-Rechnungslegungsrichtlinien vorgestellt. Die Öffentlichkeit 
hatte bis zum 30. April 2009 Zeit, die Inhalte zu kommentieren. Das Konsultationspa-
pier enthält 37 Fragen zu bestimmten Themenbereichen, zu denen die Öffentlichkeit 
Stellung nehmen sollte. Dabei ist das Konsultationspapier zum Großteil auf die Vierte 
EU-Rechnungslegungsrichtlinie, welche die Bestimmungen über den Einzelab-
schluss von Unternehmen in der EU behandelt, fokussiert. 3 der 37 Fragen beziehen 
sich auf die Siebente EU-Rechnungslegungsrichtlinie, welche die Bestimmungen 
über den konsolidierten Abschluss beinhaltet. Die Europäische Kommission hat am 
25. Oktober 2011 eine neue Richtlinie vorgeschlagen. Durch diese werden die Vierte 
und Siebente EU-Richtlinie ersetzt und auch modernisiert. 
 
In dieser Diplomarbeit werden 22 der 37 Fragen des Konsultationspapiers behandelt. 
Insbesondere werden Fragen zu Elementen des Jahresabschlusses, Gliederung des 
Jahresabschlusses, Anhangangaben, Bewertung, Vereinheitlichung der Richtlinien 
und zukünftige Rolle der Richtlinien behandelt. Dazu wurden 102 Stellungnahmen in 
die Verfassergruppen Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, Abschlussersteller, Stan-
dardsetter, Öffentliche Stellen, Abschlussadressaten, Finanzinstitutionen und Andere 
zugeordnet und ausgewertet. 
 
Die Auswertung hat gezeigt, dass die Verfassergruppen durchwegs einer Meinung 
sind und eine Überarbeitung der EU-Rechnungslegungsrichtlinien für notwendig er-
achten. Aus den Stellungnahmen können auch klare Tendenzen erkannt werden, 
dass eine Überarbeitung in einigen Punkten, wie z.B. Bewertungsvorschriften, aus 
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